Wolf-Dieter Narr und Dirk Vogelskamp, Der Mord in Dessau im SchoB der Polizei — mit gerichtlichen
Nachspielen: Oder: warum Oury Jalloh aus Sierra Leone am 7. Januar 2005 polizeiverwahrt verbrannte —
Darstellung, Analyse, Konsequenzen eines aufhaltsamen Strafverfahrens nach der 2. Etappe

(KolIn: Komitee fiir Grundrechte und Demokratie, 2010).

Wolf-Dieter Narr / Dirk Vogelskamp

Der Mord in Dessau
Im Schol3 der Polizei -
mit gerichtlichen Nachspielen

Oder: Warum Oury Jalloh aus Sierra Leone

am 7. Januar 2005 polizeiverwahrt verbrannte -
Darstellung, Analyse, Konsequenzen

eines aufhaltsamen Strafverfahrens nach der 2. Etappe

m Komitee fir
Grundrechte und
Demokratie e.V.


FG
Schreibmaschine
Wolf-Dieter Narr und Dirk Vogelskamp, Der Mord in Dessau im Schoß der Polizei – mit gerichtlichen 
Nachspielen: Oder: warum Oury Jalloh aus Sierra Leone am 7. Januar 2005 polizeiverwahrt verbrannte – 
Darstellung, Analyse, Konsequenzen eines aufhaltsamen Strafverfahrens nach der 2. Etappe 
(Köln: Komitee für Grundrechte und Demokratie, 2010).


IMPRESSUM
m Komitee fiir Grundrechte und Demokratie

AquinostraBe 7-11

50670 Koin

Tel. 0221 - 97269 -30 - Fax: 0221 - 97269 -31
info@ grundrechtekomitee.de
www.grundrechtekomitee.de

Text und Redaktion:
Wolf-Dieter Narr, Dirk Vogelskamp

Foto: Fadl/Umbruch Bildarchiv

Presserechtlich verantwortlich:
Dirk Vogelskamp, Koéln

Druck: hbo-druck, Einhausen

1. Auflage: Juni 2010

gedruckt auf alterungsbestéandigem Offsetpapier aus 100% Altpapier
ISBN: 978-3-88906-133-1


mailto:info@grundrechtekomitee.de
http://www.grundrechtekomitee.de

Der Mord in Dessau
Im Schol3 der Polizei -
mit gerichtlichen Nachspielen






Inhaltsangabe

Vorwort

Das Verfahren vor dem Landgericht Dessau-
RofRlau 2007/2008

Von Dessau lernen

Ein Prozess der Polizei

Polizei blockiert ein ,,rechtsstaatliches Verfahren*

- die mundliche Urteilsbegrindung der
6. Strafkammer am 8. Dezember 2008

Stationen polizeilichen Zwangs - die
6. Strafkammer hat rasch Disziplin gelernt

1
2.

Station: Wie alles anfing

Station: Oury Jalloh verliert seine Freiheit. Er wird zu
einem Objekt der Polizei.

Station: Oury Jalloh wird von einem erprobten
Polizeiarzt als ,,gewahrsamstauglich* befunden.

Station: Die Arroganz institutionalisierter und
habitualisierter Gewalt fiihrt zur normalen Katastrophe.

Keine Station mehr, in der Oury Jalloh wenigstens noch
als lebendes Objekt eine Rolle spielte.

. Konstruktionselemente gerichtlicher Wahrheit

mit ihrem Freund und Helfer der Polizei

1
2.
3.

Zur Grammatik des Gerichts
Die 6. Strafkammer als Evaluierungsstudio

Variation zum Thema: Nicht der Morder, der Ermordete
ist schuld

10

14

16

17

18

20

23

29

36

36
38

40



4. Wie kann die (empirische) Wahrheit eines VVorgangs,
hier der Verbrennungstod Oury Jallohs, so zeitverschiittet
werden, dass selbst im besten Falle, genaue Erinnerungen
verschwimmen und verschwinden?

5. Lucken, die schrien, kénnten sie denn

6. Aus der Flle der Fahrlassigkeiten, so dieser Ausdruck
angemessen ist, erwéchst ein institutionalisiertes System,
das immer wieder tddliche Resultate erzeugen kann.

7. Der Punkt aufdem I gerichtlich bestatigter Fahrlassigkeiten
8. Der strukturelle Mord an Oury Jalloh am 7. Januar 2005

V. Der Kontext ist lebendig noch, aus dem das kroch

Kleine Nachschrift im April 2010

Von Dessau nach Magdeburg

Die Verengung der Magdeburger Perspektive durch
den BGFI (und damit seiner Urteilsfahigkeit)

Das Urteil des BGH vom 7. Januar 2010

Verurteilung eines Polizeibeamten oder der
(Dessauer) Polizei mit Folgen fir die einzelnen
- verkurzte abschlieBende Reflexion

Dringende Bitte an die Burgerinnen und Blrger
von Dessau-Rol3lau

42
43

51
53
55

58

66

66

67
68

70

73



Vorwortl

Am 7. Januar 2005 verbrennt Oury Jalloh an einem der ,,sichersten“ Ort der
Welt: an Hand- und FuBgelenken verankert im Gewahrsam inmitten des
Dessauer Polizeireviers. Nach einem spat erdffneten, sich V. Jahre hinzie-
henden Verfahren vor dem 4. Strafsenat des Landgerichts Dessau-Rol’lau
werden zwei Polizeibeamte aus Mangel an Beweisen freigesprochen. Sie
waren als unachtsame Verbrennungsbeteiligte von der Staatsanwaltschaft
angeklagt worden. Die Anklagen lauteten auf , Korperverletzung im Amt
mit Todesfolge” und auf ,fahrldssige Totung®. Gegen das Urteil legten die
Staatsanwaltschaft und die Vertreter der Nebenklage beim Bundesgerichts-
hof (BGH) Revision ein. Sie waren am 7. Januar 2010 in Graden erfolg-
reich. Der 4. Strafsenat des BGH entschied:

,» L1 Aufdie Revisionen der Staatsanwaltschaft und der Nebenkl&ger wird das
Urteil des Landgerichts Dessau-Rof3lau vom 8. Dezember 2008, soweit es
den Angeklagten betrifft, mit den Feststellungen aufgehoben.

2. Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zu neuer Verhandlung und
Entscheidung, auch uber die Kosten der Rechtsmittel, an eine als Schwurge-
richt zustandige Strafkammer des Landgerichts Magdeburg zuriickverwie-
sen.

Schon bevor die Revisionsklage mit weitgehendem Erfolg eingereicht
wurde, hatten wir uns vom Komitee fiir Grundrechte und Demokratie ent-
schlossen, uber Verfahren und Urteil des Dessauer Landgerichts und (ber
die Polizei als Behorde und als Kollektiv von Polizeibeamtinnen und Polizei-
beamten vergleichsweise ausfuhrlich zu berichten. Die Polizei war im Ver-
fahren omniprésent. lhrethalben kam Oury Jalloh zu Tode, wie immer der
Ablaufim einzelnen 2007/08 vom Dessauer Landgericht rekonstruiert wor-
den ist oder vom Schwurgericht zu Magdeburg 2010 (und 2011?) nachge-
stellt werden wird. In allen einzelnen Schritten von seiner Inhaftnahme bis
zu seinem weggeflammten letzten Atemzug. Die Polizei beherrschte sicht-
lich das Verfahren, wahrend das Gericht tber den ,,Fall* briitete. Im Gebéu-
de. In der kontrollierenden Présenz des Zugangs und des Abgangs auf allen
Stockwerken. Im Verhandlungssaal, auch wenn sie sich dort anders als die
Justizpolizei in zivil kleidete. Das Gericht, die Anklager und Verteidiger hat-
ten es nahezu ohne Ausnahme mit der Polizei zu tun. Aussagen einer Poli-
zeibeamtin fundierten bereits die staatsanwaltliche Klageschrift am meisten.



Eine, jedenfalls von den Befragungen vor dem Gericht nicht sortierbare
Melange aus polizeilich dominierender Dichtung und polizeilich missachte-
ter Wahrheit machten den Stoffund seine immer erneut verdrehten Darbie-
tung der aufwandigen Sitzungen aus. Die in ihren einzelnen Repréasentanten
kollektiv vereinigte Polizei gab dem urteilslosen Urteil seine nichtssagende
Kontur.

Kurzum, dieser Polizeiprozess, wenn’s denn je einen gab, muss dargestellt
werden, was immer bei der Fortsetzung des Verfahrens spéter herauskom-
men sollte. Die Polizei agierte doppelt: als das Subjekt und als das Objekt
zugleich. Insofern spiegelte das Verfahren vor dem Landgericht, jenseits sei-
nes zurecht bestrittenen und aufgehobenen Urteils, das was und warum es
geschehen ist, getreuer als jede spatere Revision dies vermag. Darum darf
man sich den Blick nicht durch die weitere Verfahrensgeschichte und das,
was sie bringen mag, verstellen lassen. Zum einen, weil nur so den komple-
xen und komplizenhaften Ursachen nahe gekommen werden kann, die
Oury Jallohs Tod bewirkten. Zum anderen, weil nur die genaue Beobach-
tung und Analyse einer Polizei in Aktion beispielhaft herausfmden und bele-
gen kann, wie sehr die Polizei als Institution in all ihren Funktiondren in
einem menschenrechtlich nicht in Frage gestellten, sondern schon immer
vorausgesetzten Anspruch legitimen Gewaltmonopols institutionell miss-
brauchsoffen wirkt. Darum kann sie auch die vorherrschenden Vorurteile
ihres Uberwiegenden gesellschaftlichen Kontextes mit todlicher Tatkraft
widergeben.

Wir hatten unseren Bericht Uber ,Dessau®2005 - 2008 schon zur Oster-
zeit 2009 nahezu fertig gestellt. Wir legen nun das seinerzeitige Manuskript
vor, das wir ein Jahr spater (iberarbeitet haben. Selbstverstandlich werden im
Lichte der Revisionsklagen und des BGH-Urteils zusatzliche Aspekte beach-
tet. In einem Nachwort werden wir aufRerdem das Urteil des BGH in der
Sache und im Verfahren bedenken. Der Neuverhandlung in Magdeburg
kénnen wir nicht vorgreifen. Allerdings sehen wir die Gefahr, dass das Mag-
deburger Strafgericht aus einem dreifachen Grund nicht in der Lage sein
wird, das in Dessau versdumte Verfahren wieder gut zu machen, von der
nicht wieder gut zu machenden Hauptsache, dem vernichteten Leben Oury
Jallohs nicht zu schweigen. Zum einen ist jetzt tiber ein halbes Jahrzehnt seit
dem Tod Oury Jallohs vergangen. .Objektive” Quellen wie subjektive sind
versiegt oder durch seitherige Geschehnisse verschittet. Kein Grund spricht



daflir, warum den Ligengespinsten, gesponnen vom polizeilich apologe-
tisch aggressiven ,Gemeingeist], die Faden ausgegangen sein sollten. Zum
anderen aber ist die Perspektive, die der BGH vorgegeben hat, so eng und
exklusiv individualistisch, dass nur Glaubige eng rechtsstaatlicher Verfah-
rensweisen hoffen kénnen.® Zum dritten ist es die schon in der ersten
Anklageschrift und dem ersten Prozess wiederholte Krux deutscher Strafver-
fahren, dass sie Anklage und mdgliche ,,Schuld” in aller Regel durchgehend
methodisch und material individualisierend zuspitzen. Nur potentielle
Taterinnen und Té&ter machen die Straf(falligkeits)geschichte. Das Wahr-
heitskonstrukt, das die Strafprozesse und den Strafvollzug trégt. Sie werden
in ihrer begriindeten Legitimitat und in ihrer Wirkungslegitimation nicht
mehr in Frage gestellt. Diese Kunst individualisierender Zurechnung und
Zuspitzung wird in der vom BGH vorgegebenen Fortsetzung des Verfahrens
fortgetrieben werden. Dadurch werden aber der N&hrboden (breeding
ground) des Tods von Ouryjalloh und seine kollektive polizeiliche und poli-
tische Produktion vollends ,,strikt rechtsstaatlich* ausgespart. ,,Rechtsstaat-
lich* geht es ums Recht. Aber dieses Recht, durch das ,,Gewalten teilende
und zusammenfiihrende System entstanden, hat in der Regel die Funktion,
die bestehenden Institutionen zu schiitzen. Mit an erster Stelle gilt der
Schutzauftrag der Polizei und allgemein geteilten VVorurteilen. Im gegebenen
Fall sind die Vorurteile Gesetz geworden, gerichtet gegen ,,Auslander*, dar-
unter Asyl Suchende, und, typischer Weise, als ,.illegal” bezeichnete und
entrechtete Personen.

|. Das Verfahren vor dem Landgericht Dessau-
Rollau 2007/2008

Polizeiarbeit dient - wie Justizgewéhrung - der Verwirklichung der Verfas-
sung.” (Handbuch des Polizeirechts, hrsg. von Hans Lisken und Erhard
Denninger, Minchen, 4. Auflage 2007, S. 70)

Von Dessau lernen

Ein Curriculum des Todes und seiner polizeilich/justiziellen Bewaltigung:
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7. Januar 2005:

Oury Jalloh verbrennt an Handen und FuRen fixiert in der Zelle 5 des
tiefgeschossigen Gewahrsamtrakts der zentralen Polizeidienstelle Dessaus.

6. Mai 2005:

Die Staatsanwaltschaft Dessau erhebt gegen die Polizeibeamten S. und
M. Anklage auf unterlassene Hilfeleistung und mangelnde Sorgfalt.

27. Mérz 2007:

Die 6. groRRe Strafkammer des Landgerichts Dessau-Rof3lau als Schwur-
gericht er6ffnet das Verfahren gegen die Polizeibeamten S. und M.

8. Dezember 2008:

Nach 58. Sitzungstagen verkiindet die 6. Strafkammer durch den Leiten-
den Richter, Manfred Steinhoff, das Urteil.

2. Mérz 2009:
Das Urteil wird in seiner gltigen schriftlichen Fassung veroffentlicht.

Ein Prozess der Polizei

Das Verfahren beginnt und endet wie (fast) alle Prozesse, in denen unmittel-
bar Angehorige der Polizei, mittelbar die Polizei als Institution zum Objekt
der Anklage werden. Das ,,Objekt” entzieht sich als eine Vielheit von Sub-
jekten. So die Polizei nicht selbst zum Klager wird, entzieht sie sich der
Anklage. AuRerstenfalls werden Fehler einzelner Polizeiangehoriger - als
Zivilisten in Uniform sozusagen - eingeraumt. Das findet selten statt. Die
Polizei als Institution geht in jedem Fall wie ein Phonix aus dem meist allen-
falls glimmenden Feuer der Anklage hervor. Die Perversion vom Objekt
zum Subjekt einer Behorde ohne Schuld und Fehl erfolgt in mehrfacher
Weise.

Zum ersten: Die Polizei wird nicht zum Gegenstand der Anklage. Das ist
strafrechtlich und strafprozessual (blich. Die Anklage gilt nicht der Institu-
tion. Fast alle Indizien sprachen dafur. Eine Reihe institutioneller Fahrlassig-
keiten, von den Beamtinnen und Beamten habitualisiert, die der Prozess
aufdeckt, erklaren den Feuertod eines Menschen mitten im ,,Herzen* der
Polizei plausibel. Die einzelnen Indizien verweisen trotz verbleibender Klei-
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ner Sprunge auf einander. Sie stimmen im Gesamt und als Gesamt zusam-
men.

Zum zweiten: Fir die Ermittlungen wird von den Polizeien und Staatsan-
waltschaften im Uberdrtlichen Verbund viel Zeit verschenkt. Das Verfahren
wird erst Uiber zwei Jahre nach dem polizeilich bewirkten Tod er6ffnet.

Zum dritten: Die Polizei ist beim Verfahren in unterschiedlichen Funk-
tionen vor Ort (berall. Sie wird vertreten durch die Angeklagten. Es sind
Polizeibeamte. Fast alle Zeuginnen und Zeugen sind Angehérige der Polizei.
Die meisten Sachverstandigen sind polizeigebunden, vor allem der als gut-
achterlicher Zeuge herangezogene Arzt. Durch die Gerichtspolizei erganzt,
kontrollieren Polizisten das Gerichtsgebdude und den Gerichtssaal. Aulien
rundum. Innen. An den Turen. Im Saal. Aufallen Stockwerken. Sie fungie-
ren als Gespréchspartner der Zeugen und der Angeklagten wéhrend der
Pausen. Diese Rdume innerhalb und aufBerhalb des Gebaudes sind nur der
Polizei oder von ihr akzeptierten Personen zugénglich. Ein polizeibesetztes,
ein polizeidurchsetztes Gericht!

Zum vierten: Die Polizei tritt Gberwiegend auch in der verhandelten Sub-
stanz in Erscheinung. Durch Erklarungen der polizeilichen Leitung zum
Verfahren und die AuBerungen der Polizeizeugen und Polizeisachverstandi-
gen im Verfahren. Diese AuRerungen dhneln im Fortschritt des Verfahrens
und seiner ,,Erkenntnisse* der sagenumwobenen Echternacher Springpro-
zession. Zwei Schritte zur genaueren Erkenntnis der Umstande hin, drei
Schritte zuriick. Diese heben die friiheren Einlassungen derselben oder
anderer Polizeibeamter auf. Den schlingernden Verhandlungen schienen die
Kammer und ihr Vorsitzender ausgesetzt. Sie strampelten, zuweilen unge-
bérdig und aggressiv, sie steuerten nicht. Der dichte Nebel lichtete sich
nicht.

Umso mehr Uberraschte die mundliche Urteilsverkiindung der 6. Straf-
kammer durch ihren Vorsitzenden Richter Steinhoff. Er sprach die beiden
Angeklagten frei. Er tat dies ausdrticklich nicht, weil im Verfahren ein tber-
zeugender Beweis ihrer Unschuld gelungen sei. Vielmehr seien sie frei zu
sprechen, weil der Prozess infolge der polizeilich gewebten Liigengespinste
zu einer rechtsstaatlichen Farce entartet sei. Ein Urteil aufgrund verlasslicher
Informationen und belegter Indizien sei nicht moéglich. Also seien die bei-
den Angeklagten frei zu sprechen.



Alle durch den Tod geddmpfte Freude, es gabe noch Richter und Gerich-
te in diesem Lande, die sich trauten, einer anderen Instanz des staatlichen
Gewaltmonopols kritisch am Zeug zu flicken, wich jah anl&sslich der
schriftlich nachgereichten Urteilsbegriindung am 2. Mérz 2009. Es lebe die
Polizei, auch wenn das Recht zugrunde geht! Wie wenn binnen eines Vier-
teljahres durch den Mund eines Richters zwei verschiedene Zungen spréa-
chen. Am 8. Dezember 2008 war die 6. Strafkammer durch ihren Vorsitzen-
den als harsche Kritikerin der Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten im
Einzelnen und der Polizei im Allgemeinen aufgetreten. Die Polizeileute hat-
ten in ihrer Hauptaufgabe grob versagt, dem Rechtsstaat und damit dem
Volk zu dienen. Am 2. Marz 2009 treten Strafkammer und ihr Vorsitzender
Richter unter dem Gewand unabhéngiger Justiz auf. Sie akklamiert dem
polizeilich aufgefuhrten Marchenstick. Indem sie die polizeilichen Zeugin-
nen und Zeugen und ihre Aussagen Revue passieren lasst, leiert die 6. Straf-
kammer ihren Refrain: ,glaubhaft”, ,,glaubhaft”, ,glaubhaft* (nur zwei
Unglaubwiirdige entdeckt sie. Die Zeugen der Anklage vor allem. Sie wer-
den nicht refrainartig entschuldet).

Der Widerspruch im Gericht, verkdrpert in der Person des Vorsitzenden
Richters Steinhoff, verlangt wenigstens analytisch nachvollzogen zu werden.
Nicht als ein psychologischer VVorgang, sondern als ein institutioneller (und
von institutionellen Gegebenheiten und Anforderungen her psychisch
bewirkter). Wie kommt es, dass die kritikempfindliche Polizei in der Lage
ist, sich die Justiz zu ftmktionalisieren? Vor allem aber: Was verbergen Poli-
zei und Gericht? Wie ist es mdglich, dass sie vom weillen Legitimationstuch
»Rechtsstaat” verhallt werden? Auf welche weiteren Zusammenhénge der
Realverfassung in Sachsen-Anhalt und der Bundesrepublik weisen die allge-
mein hingenommenen Verbergungen? Was decken sie ungewollt auf?

Selbst wenn diese Fragen nach der Polizei-, Justiz-, der Landes- und Bun-
desverfassung samt ihren politischen Kulturen nicht dréngten, die zu Tod
gebrachte Person Oury Jallohs nétigte dazu, sich mit diesem Urteil und sei-
ner Begrindung zu befassen. Ist es ein Zufall, dass das Matratzenfeuer in
Zelle 5 einen jungen Mann aus Sierra Leone hingerafft hat? Selbst wenn
diese Frage mit ,,Ja", beantwortet werden kénnte, bliebe das Geschehen am
7. Januar 2005 - und bleiben vorhergehende Polizei- und Gerichtserlebnis-
se Oury Jallohs symptomatisch fur das lockere Gewaltspiel der Polizei mit
ihren birgerlichen .Objektenl Dass es Oury Jalloh getroffen hat, ist indes
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kein Zufall. In polizeilichem Gewahrsam verbrennen nicht alltaglich Leute.
In der Bundesrepublik ist es jedoch blich, die restriktiven Rechte von Aus-
landern, solchen zumal, die vergeblich Asyl gesucht haben, und solchen, die
schwarz sind, besonders biirokratisch harsch zu verwirklichen.

Darum ist das Motto ernst zu nehmen, das dem ,,Handbuch des Polizei-
rechts* entnommen wurde, herausgegeben vom verstorbenen Polizeiprési-
denten a.D. Hans Lisken und vom emeritierten Professor des 6ffentlichen
Rechts Erhard Denninger in der 4. Auflage 2007. ,,Polizeiarbeit dient - wie
Justizgewahrung - der Verwirklichung der Verfassung.”“ Wie spiegelt sich die
Verfassung des Grundgesetzes in der Polizeiarbeit und der der ,,Justizgewah-
rung“? Was bedeutet es, dass der gewéhlte Zwischentitel: ,,Der Prozess der
Polizei“ im Sinne des Genitivus subjectivus und des Genitivus objectivus
auszulegen ist? Ein Prozess, den die Polizei als Akteurin fiihrt. Ein Prozess,
in dem die Polizei als angeklagtes .Objekt* fungiert. Darum musste das
Gericht schlieBlich umfallen. In den Gazetten war von einer Probe des
Rechtsstaats die Rede (von der Mitteldeutschen bis zur Stiddeutschen Zei-
tung). Keine hatte und hat offenbar die Traute, ihrem aufklarerischen Auf-
trag gemall auszusagen, dass Gericht und Polizei ihren Aufgaben nicht
gewachsen waren. Und wie steht es mit dem Wahrheitsanspruch, dem maR-
stéblich Strafverfahren geniigen sollen? Welcher ,,Wahrheit“ dienen Gerich-
te? Welcher Wahrheit hat die 6. GroRe Strafkammer des Landgerichts Des-
sau-RoRlau in den Jahren 2007 bis 2009 Rechnung getragen?

Wir, die wir diesen Verfahrensbericht schreiben, haben den Prozess von
Anfang an verfolgt. Wir waren an einem Dutzend Gerichtstagen in Dessau
prasent. Wir haben am Beginn, mitten im Verfahren und am Ende des Pro-
zesses zugehort und zugesehen. Wir haben auRerdem zahlreiche Gespréche
gefuihrt. Mit Freunden und Bekannten Oury Jallohs, mit manchen Dessau-
ern, mit der Anwaéltin und den Anwalten der Nebenklage vor allem. Men-
schenrechtlich-demokratisch engagiert nehmen wir menschrechtlich demo-
kratische Normen und Formen unverkdrzt ernst. Die Probe eines demokra-
tisch menschenrechtlich fundierten Rechtsstaats wird am Umgang mit Per-
sonen, die in Not sind, bestanden oder nicht.

Darauf werden wir in unserem Schlusswort zuriickkommen. Zunéchst
verféahrt die Darstellung vom eher Besonderen, dem gerichtlichen Verfahren
und Argumentieren, zum eher Allgemeinen, zur Verfassungsfrage. Dessau
am 7. Januar 2005 samt polizeilichem und justiziellen Verhalten werden,



mit Immanuel Kant gesprochen, zu Probiersteinen bundesdeutscher ,,Wahr-
heit".

[I. Polizei blockiert ein ,,rechtsstaatliches Verfah-
ren*“- die mundliche Urteilsbegrindung der
6. Strafkammer am 8. Dezember 2008

.Diese Kammer ist gehaltenl so sinngemaf einer der letzten Sétze des Vor-
sitzenden Richters, Manfred SteinhofF, am spdten Nachmittag des 8.
Dezember 2008 gegen 18 Uhr im Gerichtssaal des Landgerichts Dessau-
RoRlau, .diese Kammer ist gehalten, im Namen des Volkes zuzugeben, dass
sie nichts zur Wahrheit beitragen kann*.5

Zuvor wurde ab 9.40 Uhr pladiert: zuerst von Oberstaatsanwalt Preiss-
ner; danach von Rechtsanwaltin Gotz und den Rechtsanwalten von Kling-
graff und lIsensee als Vertreterin bzw. Vertreter von Nebenkl&gerin und
Nebenklagern; schlieRlich von den Verteidigern der beiden Angeklagten,
den Rechtsanwalten Teuchtler und Tamoschus.

Um 16.45 Uhr hob Vorsitzender Richter Steinhoff an, das Urteil der
Kammer zu verkiinden. Es lautete ,,Freispruch®. Unruhe. Proteste, Geschrei
vor allem derjenigen, die Oury Jalloh kannten. Ihnen erscheint sein Schick-
sal wie das eigene. ,,Tumult* hat esJorg Schindler in der ,,Frankfurter Rund-
schau genannt®, Richter Steinhoffermahnte zwar, alle sollten warten. Dann
sdhen sie das Urteil in der vom Gericht gewollten Perspektive. Indes verge-
bens. Aufdie Nebenkldgerin, Oury Jallohs weinend verhdillte Mutter, und
aufdie Nebenkl&ger, die alle anderen ohne Verfahren reprasentierten, die in
Deutschland als diskriminierte Fremde leben, auf die ungleich den deut-
schen Staatsangehorigen Betroffenen nahm der noch ausgelegte Urteils-
spruch keine Ricksicht. Hier mangelte es an dem, was Rechtsanwalt von
Klinggraff in seinem Pladoyer hervorgehoben hat. Dass dank der in der
Regel stumm und verstummt teilnehmenden Freundinnen und Freunde
Oury Jallohs ab und an ,,emotionale Elemente eine Rolle gespielt* hatten.
,,Das ist doch Rassismus!“, dieser Ruf- an einem der ersten Tage des Verfah-
rens von den Wanden des Gerichtssaals zuriickgeworfen, blieb wie eine
unsichtbare Wortfahne hangen. Der Sachverhalt massiver Vorurteile und
seine Rolle am 7. Januar 2005, in den Zeugenaussagen gegenwaértig, blieb
im Urteil stumm. Die Rechtsanwéltin Goetz kam daraufals einem zentralen

14



Aspekt in ihrem Schlusspladoyer zu sprechen.

Fast eine Stunde wogte das erregte Hin und Her. Richter Steinhoff als
ruhiger, als maRigender, als die Polizei am Eingreifen hindernder Fels in der
freilich nicht allzu gewaltig aufschdumenden Brandung.

17.30 Uhr war es so weit. Nicht systematisch entwickelt, wenngleich hier
oder dort mit Beispielen aus dem Verfahren assoziativ bespickt, hob der Vor-
sitzende Richter Steinhoff zu einer Standpauke an. Sie galt dem Verfahren
insgesamt. Kritisch zerfetzte Steinhoff das Verfahren von den zdgerlichen
Ermittlungen an. Die Staatsanwaltschaft wurde nicht ausgelassen. Die Fiih-
rung der Dessauer Polizei wurde gerlgt. Vor allem aber paukte Steinhoff
heraus, dass nahezu ohne Ausnahme alle Zeuginnen und Zeugen aus dem
polizeilichen Umfeld Dessaus ein Verfahren unmdglich gemacht haben, das
Licht ins Handlungs- und Umstéandedunkel vom 7. Januar 2005 zu bringen
suchte. Den Rationalisierungs- und Tauschungsqualm zu zerstreuen, erwies
sich als unmdglich. Die Ursachen des tddlichen Qualms herauszufmden,
konnte gegen das beredte Schweigen der Polizei en bloc nicht gelingen.

Also das mundlich vorgetragene Urteil und seine Griinde: In Sachen des
Mitangeklagten M. sei der umstrittene Sachverhalt vergleichsweise einfach.
M. wurde angeklagt, das Feuerzeug nicht vorweg bei seiner Kérper- und
Kleidungskontrolle gefunden zu haben. Auch das Gericht nahm an, mit die-
sem habe Oury Jalloh selbst die Matratze zum todlichen Brand angeziindet.
Schon in Sachen des Hauptangeklagten verschwammen die Geschehensab-
laufe. Klar sei immerhin: es habe an einer ,,durchgehenden Uberpriifung des
Gefesselten” gemangelt. Das Verhalten des Angeklagten S. verbleibe indes
im sumpfigen Status der ,,Wahrscheinlichkeit®. Seine Aussagen und die der
Zeugin Hopfner stimmten nicht. Aufdie letzteren sei kein Verlass. Sie blie-
ben widersprichlich. Ob S. Fehler gemacht habe, kdnne ,,nicht sicher”
behauptet werden.

Offenbar héatten sich, so nicht am 7. Januar 2005 schon, so doch in ihren
Einlassungen im Verfahren der Ermittlung und/oder vor Gericht, die mei-
sten nach der Devise verhalten: ,,Rette sich, wer kann!*“ Schon die Ermitt-
lungen seien durch eine PPP-Sequenz gekennzeichnet gewesen: ,,Pleiten,
Pech, Pannen.” Die Leitung der Polizei habe gemauert. Der Corpsgeist habe
das Kommando tbernommen.

Die Slalomfahrten zwischen Wahrscheinlichkeiten, die das Verfahren



gekennzeichnet hatten, indem die Slalomstangen von Zeuginnen und Zeu-
gen kurvenreich ausgesteckt worden seien, hatten ,,mit Rechtsstaat” und sei-
nem Ziel, ,,Wahrheit“ herauszufinden, nichts mehr zu tun. Daflr, dass der
»Rechtsstaat” versagt habe, seien ,,iberwiegend Polizeibeamte* verantwort-
lich.

Der Urteilsschluss tberrascht demgemal nicht. Zum einen: ,Sie alle
haben dem Rechtsstaat geschadet!* Gemeint sind die polizeilichen Zeugin-
nen und Zeugen inklusive der beiden Angeklagten. Gemeint ist die Institu-
tion der Dessauer Polizei insgesamt. Zum anderen: Da die 6. Kammer des
Dessauer Landgericht ausreichende ,,Tatsachen® - polizeiblockieft - nicht
zureichend verlasslich zu identifizieren vermochte, werden die beiden Ange-
klagten mangels Beweisen frei gesprochen.

[ll. Stationen polizeilichen Zwangs - die 6. Straf-
kammer hat rasch Disziplin gelernt

Wir rekonstruieren die Stationen des Zwangs zum Tode, indem wir weitge-
hend den gerichtlichen (Re)Konstruktionen folgen. In seinen schriftlich
gefassten (Re)Konstruktionen hat die Kammer die im mindlichen Urteil
enthaltenen Einsichten vergessen. Wir werden darauf zurtickkommen.

Das am 8. Dezember 2008 verkindete Urteil der 6. Strafkammer des
Landgerichts Dessau-Rol3lau wurde am 2. Mérz 2009 ausgefertigt (6 Ks
4/05). ,,Im Namen des Volkes!" wird ,fur Recht erkannt: Die Angeklagten
werden freigesprochen.”

Danach folgen ab Seite 4 die ,,Griinde”. Aufden Seiten 4 und 5 werden
die Freispriiche in Sachen S. bzw. M. dargelegt. Die knappen Ausfiihrungen
enden mit der Feststellung: ,,Beide Angeklagte waren aus tatséchlichen
Griinden freizusprechen.”

Unter 1. folgt aufden Seiten 6 bis 18 das Bild, das sich die Kammer von
den Geschehnissen gemacht hat. Der Abschnitt beginnt darum mit folgen-
dem Satz: ,,.Die Kammer konnte folgende Feststellungen treffen: ... Diese
Feststellungen sind wie eine Tatsachenbeschreibung im Indikativ gehalten.
Von Seite 18 bis Seite 62 werden unter I1l. die Zeugen und Sachverstandi-
gen benannt und in vermengter Weise referiert. Auf deren Einlassungen
beruht die Tatsachenbeschreibung. Hier wird meist korrekt der Modus der



indirekten Rede, ndmlich der Konjunktiv gebraucht. Markiert durch die
romische Ziffer IV., werden auf den Seiten 62 bis 66 die ,,tatséchlichen
Grunde* dargelegt, die die Kammer zum Freispruch motivierten. Nun
dominiert wieder der Modus des Indikativs. Die ,tatséchlichen Griinde*
werden wie Tatsachen vorgestellt. Die Seite 66 enthdlt unter V. nur noch
einen Hinweis zur Kostenentscheidung. Sie bestatigen durch die Unter-
schrift der Urkundenbeamtin, die ,,wortliche Ubereinstimmung“ der Foto-
kopie ,,mit der Urschrift.* Wir beschranken unseren Nachvollzug auf die
Abschnitte 1. bis IV.

In unsere Rekonstruktion einer Rekonstruktion streuen wir ab und an
Fragen und Bemerkungen lesender Bilirgerinnen und Birger ein (vergleiche
Bertolt Brechts Gedicht: ,,Fragen eines lesenden Arbeiters™). Im Unterschied
zur Kammer, die zuerst ihr Bild feststellungsgleich prasentiert und sich erst
danach auf die Zeugen- und Sachverstandigenaussagen bezieht, verbinden
wir die Abschnitte 1I. - ,,Kammerkonstrukt* - und Ill. ausgewdahlte Zeu-
gen.

1. Station: Wie alles anfing

Erste Beobachtung: Oury Jalloh fallt vier Frauen auf. Diese Ein-Euro-Jobe-
rinnen sind am 7. Januar 2005 seit 7.15 Uhr mit Aufrdumarbeiten beschéf-
tigt. lhnen fiel Oury Jalloh auf. Er habe nach einem Handy verlangt,
obgleich er selbst eines in der Hand gehabt habe. Er sei, unsicher auf den
Beinen, mutmaRlich angetrunken gewesen. Er habe die Frauen pauschal mit
,»Tina“ angesprochen. Er habe auflerdem nach dem Rucksack einer der
Frauen gegriffen. Eine der Frauen habe die Polizei gerufen.

Zweite Beobachtung: Folgt man den knappen Feststellungen der Kam-
mer wirkt der Hergang bis zum Rufen nach der Polizei glatt. Oury Jalloh hat
sich auffallig betragen. Er hat eine der Frauen dazu motiviert, die Polizei zu
rufen. ,,Stark betrunken* sei Oury Jalloh gewesen, qualifiziert das Gericht
summarisch, die Aussagen von nur zwei der vier Frauen. Er habe die Frauen
,»belastigt”.

Fragen, die von der 6. Strafkammer nicht gestellt wurden:

Nach der Art der Auffalligkeit und der ,,Bel&stigung* wird nicht
gefragt.



Waren diese in irgendeiner Weise erheblich? Und wenn ,,ja“, in wel-
cher? Beobachtungen der von den Frauen berichteten Art kann man
jeden Tag an vielen Orten der Bundesrepublik machen.

Bestand die Auffalligkeit nur darin, dass Oury Jalloh betrunken
schien?

Uberschritt die Art, wie Oury Jalloh, der die Frauen angeblich belé-
stigte, an irgendeiner Stelle die Grenze zur Gefahrdung der Frauen?

War darum der Rufnach der Polizei gerechtfertigt? Wer bei der Befra-
gung der Frauen zugegen war, kann bezeugen, dass von ihnen nicht
der Eindruck vermittelt wurde, Oury Jalloh habe sie im Geringsten
personlich geféhrdet.

Riefen die Frauen nach der Polizei, weil Oury Jalloh schwarz war?

Erste fragwurdige Schlussfolgerung der 6. Strafkammer. Diese baut ihr
Freispruchshaus auf dem nie mehr in Frage gestellten Doppelfundament:
Oury Jalloh: ,,Stark betrunken®, ,,Belastigung“ von Frauen. Keine der Frau-
en hat auch nur von irgendwelchen Anzeichen von Gewalt berichtet. ,,Die
Zeugin Bergner hat u. a. ausgesagt, dass der Afrikaner (sic!, die Verf.) .hin-
terhergekommen*“sei. Er habe ihrer Kollegin auch an den Rucksack gewolit.
Er habe versucht, ihr den Rucksack abzustreifen. Sie habe ihren Rucksack
festgehalten und sei weggelaufen.” (Urteil, S. 19)

2. Station: Oury Jalloh verliert seine Freiheit. Er wird
zu einem Objekt der Polizei.

Dritte Beobachtung: Gegen 8.00 Uhr werden die Polizeibeamten M. und
Scheibe beauftragt, mit einem Streifenwagen unterwegs, den Frauen in der
TurmstraBe beizustehen. Oury Jalloh reagierte auf das Verlangen, seinen
Ausweis zu zeigen, und den Vorwurf, er habe die Frauen bel&stigt, ungehal-
ten, der Zeugenaussage des Polizeibeamten Scheibe gemaR. Er fragte aul3er-
dem zuriick: ,Was ist Ausweis? Was ist Passport? Der Verlust der Freiheit
folgt auf dem FuR. Der Polizeibeamte Scheibe schildert (zitiert nach den
von der 6. Kammer zusammengefassten Einlassungen des Zeugen Scheibe):
,,Da er nun auch Alkohol gerochen habe, (a propos ,,stark betrunken* unter
dem Rubrum ,Feststellungen* Urteil, S. 6) ,sei er auf der Hut gewesen,
habe beflrchtet, dass etwas passiert. Er habe deshalb nach seinem Kollegen



- dem Angeklagten M. - gerufen, der sich zunéchst den Frauen zugewandt
hatte. Er habe aufden Dienstwagen gezeigt und ihn aufgefordert einzustei-
gen. Sie hatten ihm Handschellen angelegt und, da er nicht eingestiegen sei,
hétten sie ihn dann in den Dienstwagen -geschoben bzw. gedriickt. Er - der
Zeuge Scheibe - habe ihn von hinten geschoben und dabei den Kopfherun-
ter gedriickt. Der Angeklagte M. habe von innen gezogen. Er - Ouri Jallow
(in der Orginalkopie des Urteils doppelt falsch geschriebener Name, d.
Verf.) - habe mit den H&nden geschlagen und versucht, mit den Fil3en zu
treten. Er - der Zeuge Scheibe - sei auch getroffen worden und habe blaue
Flecken gehabt. Dabei sei auch die Verkleidung am Dienstwagen zu Bruch
gegangen. Er- OuriJallow (s. Klammer zuvor, d. Verf.) - habe sie mehrfach
als .Schweine' bezeichnet” (Urteil, S. 20).

Erste Glaubensbekundung der 6. Strafkammer: ,,Die Aussagen der Zeu-
gen Richter-Sawoddeck, Bergner und Scheibe sind glaubhaft (bei den ersten
beiden handelt es sich um die zwei Vertreterinnen der vier Frauen, beim
Dritten um den gegen 8.00 Uhr hinzugerufenen Polizeibeamten Scheibe, d.
Verf).

Erster gerichtlicher Glaubenstest in Form einer Absegnung: ,,Alle 3 Zeu-
gen haben ruhig und sachlich bekundet in der Hauptverhandlung. Die Aus-
sagen waren in sich und untereinander frei von Widerspriichen. Alle 3 Zeu-
gen konnten auch Einzelheiten von sich aus oder auf Nachfrage (kursiv
durch Verf)) gut erinnern* (Urteil, S. 20).

Fragen, die von der 6. Strafkammer nicht gestellt wurden:

Warum wurden nicht alle sechs Zeugen der Szene am Morgen des 7.
Januar 2005.befragt, in ihren Antworten getrennt und erst danach
miteinander abgewogen?

Haben die beiden Polizeibeamten, zu den Frauen aufderen Anrufhin
angeriickt, herauszufmden gesucht, worin/wodurch Oury Jalloh sie
bel&stigt haben soll? Oder warum sie die Polizei zu Hilfe gerufen
haben?

Warum sind die Frauen nicht zu den polizeilichen Aktivitaten in
ihrem Umkreis und aus Anlass ihres Anrufs befragt worden?

Warum haben die Polizeibeamten M. und Scheibe nicht gefragt, ob
sie ihn nach Hause fahren sollten, um ihn dann sich selbst zu Uberlas-
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sen?

Warum wurde am Ort des Geschehens durch Scheibe/M. und warum
wurde spater gerichtlich nicht begriindet bzw. gefragt, dass bzw.
warum der unmittelbare Zwang, Oury Jalloh Handschellen anzule-
gen, erforderlich gewesen sei?

Warum konnte bzw. musste Oury Jalloh wiederum zwangsweise in
den Polizeiwagen gezerrt und gedriickt werden?

Wie kommt es, dass das von der 6. Strafkammer mit dem Farbenge-
misch von drei verschiedenen Zeugen gemalte Tatsachenbild nur auf
Zeugenaussagen wahrend der Hauptverhandlung beruht. Uber zwei
Jahre nach dem Geschehen sind vergangen. Und da wollen sich die
Zeugen noch so gut an Details erinnern?

Haben die Polizeibeamten so gehandelt, weil Oury Jalloh ,,Auslan-
der* und schwarz war - ihn zum polizeilichen Gewahrsam zu fahren,
ihm Handschellen anzulegen, ihn in den Polizeiwagen zu zwingen
(Oury Jalloh reagierte erst auf das polizeiliche Verhalten widerstan-
dig.)?

Zweite fragwiirdige Schlussfolgerung und erste pseudoreligiose Glau-
bensbekundung des Gerichts. Das Gericht verstarkt das Fundament seiner
Rekonstruktion mit Hilfe nicht gestellter Fragen und eines oberfl&chlichen
und summarischen Aussagetests der miteinander vermengten Zeugenaussa-
gen. Dem gerichtlichen Glaubenstest mangeln alle wirklichkeitswissen-
schaftlich nétigen analytischen Erwdgungen. Der 6. Kammer kam offen-
kundig nicht einmal in den Sinn, zwischen Aussagen ohne Fragen des
Gerichtsvorsitzenden - andere Mitglieder der Kammer fragten nicht - und
aufgrund von - schopferischen - Fragen desselben kdnne eine Differenz
ums Ganze bestehen.

3. Station: Oury Jalloh wird von einem erprobten Poli-
zeiarzt als ,,gewahrsamstauglich* befunden.

Das Objekt mit Namen Oury Jalloh wird im Zustand totalisierten Zwangs
fixiert. Die Polizei Dessaus Uibernimmt entsprechend die Verantwortung fiir
einen seiner Grund- und Menschenrechte entkleideten, ihr restlos unter-
worfenen Menschen.
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Vierte Beobachtung: Aufdem Weg ins Polizeirevier hélt der Polizeibeam-
te Scheibe Oury Jalloh fest. Er tastet ihn ,.ein erstes Mal auf Waffen ab*
(Urteil, S. 7). Mit Blaulicht geht’s ins Revier. Oury Jalloh wehrt sich. Er wird
im Revier in den Arztraum des Gewahrsamstrakts verfrachtet. Der Polizei-
beamte M. nimmt Oury Jalloh seine Brieftasche weg. In ihr befindet sich die
»Duldung®, mit der ihm bescheinigt wird, sich in der BRD aufzuhalten.
Der Dienstgruppenleiter dieses Tages, der Angeklagte S., mobilisiert tele-
phonisch den Arzt, Dr. Blodau. Dieser hat Oury Jalloh schon diverse Male
Blut abgenommen.

Fiinfte Beobachtung: Weil sich Oury Jalloh im Arztraum nicht beruhigt,
»entschlossen® ,sich die Beamten®, ,,ihm Ful3fesseln anzulegen®.

Sechste Beobachtung: Bevor Dr. Blodau Oury Jalloh untersucht, haben
die Polizeibeamten Scheibe und M. seinen entbl6Rten Oberkdrper bzw. sei-
nen angekleideten Unterkorper samt Kleidungsstiicken untersucht. Dr. Blo-
dau - mit Oury Jalloh bekannt - findet ihn um 9.15 Uhr sehr aggressiv vor.
»Er habe seinen Schédel und seinen Oberkdrper inspiziert, sowie Gesicht
und Bauch abgetastet. Er habe ihn nicht am Riicken mit dem Stethoskop
abhoren koénnen, wegen seiner Aggressivitat. Er habe die Pupillenreaktion
gepruft. Aufgrund der mittelweit gestellten unveranderten Pupillen sei er
davon ausgegangen, dass er zusétzlich zum Alkohol auch Drogen genom-
men habe. (...) An den Handgelenken seien Abdriicke von der Fixierung mit
den Handschellen zu sehen gewesen. Bewusstseinstribungen, Lahmungen,
Koordinationsschwierigkeiten 0.4. Intoxikationsanzeichen habe er nicht
feststellen kdnnen. Er sei trotz der Alkoholisierung bewusstseinsklar im Wach-
sinnegewesen. Er habe ihnfir gewahrsamstauglich erklart. Die Fixierung habe
er empfohlen, um zu verhindern, dass er sich selbst schédigt, weil er mit angese-
hen habe, wie er versuchte, mit dem Kopfwogegen zu schlagen (kursiv, durch
d. Verfi, Urteil, S. 21 f.).

Siebte Beobachtung: Der ,,gewahrsamstaugliche® Oury Jalloh wird um
9.30 Uhr in die Gewahrsamszelle Nr. 5 gebracht. Dort wird er auf eine
»erhohte geflieste und beheizte Liegeflache* gelegt, aufder sich eine Matrat-
ze befindet. An den Halterungen der ,,Liegestétte* wurde der an den Hén-
den und FiRRen gefesselte Oury Jalloh im Liegen fixiert (vgl. Urteil S. 9 und
S. 24).

Zum dritten Mal Fragen, die die Kammer erstaunlicher Weise zu stellen



fiir Uberflissig erachtete:

Warum wird die Absicht der Polizeibeamten, die Oury Jalloh nach
dem Anrufeiner Frau aufgegriffen haben, um diesen zuerst hande-,
dann flRegefessselt in der Gewahrsamszelle zu inkarzerieren, nicht
einmal einer Frage flr wiirdig erachtet? Ist dieser polizeigewaltige und
selbstbestimmtem Handeln zuwider gerichtete Zu- und Eingriff die
Regel, wenn einer etwas auffallig geworden ist?

Von Anfang an bis spéter zu den Feststellungen des allgemeinen
Gerichtsmediziners Gber die Verbrennung Oury Jallohs spielt eine
betrachtliche Rolle, dass er alkoholisiert gewesen sei. Im Zusammen-
hang des Verlaufs von Oury Jallohs Tod inmitten der Flammen, die
der Schaumstoff der Matratze bis etwa 800 Grad Celsius erzeugt
haben soll, berichtet die Kammer ohne Kommentar: ,,Die Blutalko-
holkonzentration Ouri Jallows (Fehlschreibungen des Namens im
Urteilstext durchgehend, d. Verf.) betrug am 7.01.2005 um 9.15 Uhr
2,98 Promille. Die Blutalkoholkonzentration im Leichenblut belief
sich auf 2,68 Promille. Die Urinalkoholkonzentration der Leiche
betrug 3,42 Promille. Im Blut und im Urin der Leiche wurden Can-
naboide und Kokain-Metabolite wie folgt nachgewiesen: THC-Car-
bonséure im Serum <10 ~g/L und im Urin 15,0 pg/L; Kokain im
Serum < 10 *g/L und im Urin 1,4 mg/L* (Urteil, S. 17). Davon ein-
mal abgesehen, wer diese Werte wann festgestellt hat, fehlen alle
wenigstens ungefahren Interpretationen ber die Wirkung des Alko-
hols im Blut auf das Verhalten Oury Jallohs. Beispielsweise seine um
11.00 Uhr und um 11.45 Uhr mutmaRlich I&ngst wieder erreichte
Zurechnungsfahigkeit. Oder wenn nicht, wie und warum konnte
arztlich seine Tauglichkeit fur seine entmiindigende Fixierung festge-
stellt werden? Zu beiden Zeiten wurde Oury Jalloh zum letzten Mal
lebend ,,kontrolliert* und als durchaus sprachféhig gefunden. Sie
hétte seine sofortige Entlassung geboten oder, dringend, die Wieder-
herstellung seiner Fahigkeit, sich zu riihren und mit Polizeibeamten
in Kontakt zu treten. Immerhin hatte Dr. Blodau ihn um 9.15 Uhr
uneingeschrénkt fur ,,gewahrsamstauglich® erklart, ihn jedoch zum
»Schutz* vor seinen bewussten Handlungen zu . fixieren* geraten.
Wer sollte hier vor wem geschiitzt werden?

Da Oury Jalloh nicht nur Dr. Blodau bekannt war - er hatte bekannt-
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lieh sein Blut verschiedentlich untersucht  da auRerdem seine ,,Dul-
dung“ gefunden worden war, bleibt unklar, warum spéter noch wich-
tige Zeit vergeudet worden ist, um seine ,,Identitat” festzustellen.
AufRerdem, warum wiederum mehrfacher Zwang dazu ausgeuibt
wurde. Wie kann das Gericht nicht einmal diese Frage aufwerfen?

Wie ist zu erkléren, dass die Kammer alle Gewaltakte an Oury Jalloh
bis zu seiner Fixierung in Zelle 5 nicht als Problem aufivirfa Sind die
Kenntnisse der Grund- und Menschenrechte angesichts des Lobs der
polizeilichen Routine, alltdglich unmittelbaren Zwang auszutiben,
jedenfalls gerichtsnotorisch so gering? Keine/r der polizeilichen Zeu-
gen, die Oury Jallohs dauerndes Verlangen vernahmen, entfesselt zu
werden, wurde darob gefragt oder in seiner ,,Glaubhaftigkeit* ange-
zweifelt.

Dritte problematische Schlussfolgerung der 6. Strafkammer. Sie segnet
nicht nur erneut die durchgehend zu Tatsachen transformierten Zeuginnen-
und Zeugenaussagen ab. Sie findet an der Ingewahrsamnahme Oury Jallohs
und der Art, sie zu praktizieren, keinen Deut auszusetzen.

4. Station: Die Arroganz institutionalisierter und habi-
tualisierter Gewalt fuhrt zur normalen Katastrophe.

Die Kosten tragen die Opfer. Im Falle Dessau: Oury Jalloh. Er verbrannte
am 7. Januar 2005. Das geschah, zeitlich groRraumig gesprochen, zwischen
12.00 Uhr und 12.15 Uhr am sichersten Ort Dessaus: Der Gewahrsamszel-
le im Bauch der Polizei.

Achte Beobachtung: Nachdem Oury Jalloh um 9.30 Uhr in die Gewahr-
samszelle, an Handen und FRen fixiert, vierfach .gesichertl, getragen wor-
den war, wurde er bis zum Feueralarm vier Mal in der Zelle Nr. 5 kontrol-
liert. Zum ersten Mal, um 10.04 Uhr gegen die Vorschrift von einem Beam-
ten allein; ebenso um 10.37 Uhr. Um 11.00 Uhr und 11.45 Uhr kontrol-
lierten jeweils zwei Beamten bzw. eine Beamtin und ein Beamter. Wieder-
holt verlangte Oury Jalloh, entfesselt zu werden. Die Beamten (berhorten
sein Verlangen. Alles schien fir sie auch spéter noch wie fiir das Gericht ,,in
Polizei-Ordnung”. Beim letzten Besuch um 11.45 Uhr entgegnete die
Beamtin Hopfner Oury Jallohs Frage, warum er angeschnallt sei, ,.er misse



doch wissen, was er angestellt habe®. Was hatte er denn ,,angestellt“?Wé&h-
rend dem ersten Kontrolleur nichts Besonderes aufgefallen war, wurde bei
der 3. und 4. Kontrolle Flussigkeit am Boden entdeckt. Die Beamten Meyer
und Semmler ,stellten” ,,auf dem Zellenfullboden* ,.eine kleine Flissig-
keitsansammlung* fest, die unter der Matratze hervor gelaufen sei. ,,Es roch
in der Zelle aber nicht nach Urin* (Urteil, S. 11). Die beiden Beamten stell-
ten zuséatzlich fest, dass am ,,Gewahrsamsschlisselbund®, ,,ein Schltssel fir
die FuRfesseln nicht dabei gewesen* sei. (Urteil, S. 28) AuBerdem war die
»akustische Wechselsprechanlage, die den Dienstgruppenleiterbereich und
die Zelle Nr. 5 akustisch miteinander verbindet* ,,zwischenzeitlich ,,einge-
schaltet worden®. ,Wobei der genaue Zeitpunkt des Einschaltens nicht
sicher festgestellt werden konnte* (Urteil, S. 11). Zum vierten Mal wurde
um 11.45 Uhr von der Beamtin Hopfner und dem Beamten Schulze, also
eine Dreiviertelstunde spater, ein Kontrollgang unternommen. Frau Hopf-
ner sprach mit Oury Jalloh. Diese Kontrolle beruhte nach Aussagen des
Dienstgruppenleiters S. ,,auch darauf®, ,,dass aus der akustischen Wechsel-
sprechanlage ein Poltern von Hand- und Fuffesseln zu héren gewesen sei*
(Urteil, S. 28).

Neunte Beobachtung: Darlber, was sich um 12.00 Uhr und in den 10
Minuten danach in der Zelle und vor allem vor der Zelle, angefangen vom
Bereich der Dienstgruppenleitung, abgespielt hat, hageln die Aussagen der
gerichtlich vernommenen Zeugen und Sachverstéandigen dicht. Zum ersten
Mal ,glaubt” die 6. Strafkammer zwei der Schliisselzeugen der Anklage
nicht: der Polizeibeamtin Hopfner und ihrem Kollegen Koéhler. Den ande-
ren Zeugen folgt sie gutgldubig wie zuvor. Wir schildern den Anfang der
todlichen Minuten, indem wir der Wahrnehmung der 6. Strafkammer fol-
gen:

Nach dem 4. Kontrollgang. ,,Die Zeugin Hopfner setzte sich im Dienst-
gruppenleiterbereich an ihren Arbeitsplatz. Der Angeklagte Schubert flihrte
ein Telefongesprach mit dem Vertreter des Kommissars vom Lagedienst von
der Polizeidirektion Dessau. Da das laute Rufen von Ouri Jallow aus der
akustischen Wechselsprechanlage ihn beim Telefonieren storte, drehte er die
Lautstarke der akustischen Wechselsprechanlage leiser. Nach einen kurzen
Disput zwischen Beiden - der Zeugin Hopfner und dem Angeklagten S. -
Uber die erforderliche Lautstdrke der akustischen Wechselsprechanlage,
lenkte der Angeklagte S. ein. Die Zeugin Hopfner drehte die Anlage wieder



lauter. Der Angeklagte S. beendete das vorgenannte Telefonat, ging kurz
hinaus in die sogenannte Kiiche und kehrte in den Dienstgruppenbereich
an seinen Arbeitsplatz zurlick. Aus der akustischen Wechselsprechanlage war
nun, (...) plétzlich ein .Platschernlzu horen. Beide - die Zeugin Hopfner
und der Angeklagte S. - horten jetzt auf dieses Gerdusch (...) Etwa im
Bereich um 12.00 Uhr herum, der genaue Zeitpunkt ist nicht mehr sicher
feststellbar, sprang im Dienstgruppenleiterbereich der Pieper des in der
Zelle Nr. 5 installierten lonisationsrauchmelders an. Es handelt sich um
einen .krellen und aufdringlichenPiepton. Der Angeklagte S. lief um die
Zeugin Hopfner herum, zu der nur wenige Schritte entfernt an der Wand
im Dienstgruppenleiterbereich befindlichen Melde- bzw. Bedienvorrich-
tung des lonisationsrauchmelders, wobei er, mit dem Gedanken an eine
Fehlfunktion der Anlage, die es auch gab in der Vergangenheit, duBerte:
.Nicht schon wieder dieses Ding!“: An dieser Melde- und Bedienvorrichtung
des lonisationsrauchmelders befinden sich 2 Tasten zum Abstellen der Aku-
stik nach Anspringen des Pieptons. Es gab zum einen auf der rechten Seite
eine Resettaste - Drickt man auf diese Resettaste, so springt der Piepton
nach 10 Sekunden wieder an. Ein weiterer Taster befindet sich unterhalb der
Dioden. Driickt man diesen Taster ist der Piepton aus und bleibt auch aus.
Der Angeklagte driuckte die Resettaste. Nach dem Ausdriicken (...) gab der
Angeklagte S. telefonisch seinem Vorgesetzten, dem Leiter des Polizeirevier-
einsatzdienstes des Polizeireviers Kohler, Bescheid, dass der Brandmelder
ausgelost habe und er mit hinunter in den Gewahrsam gehen solle. Der
Angeklagte S. drehte sich um und ergriffgerade das aufder Flachstrecke (...)
liegende Gewahrsamschlisselbund, als der Piepton (...) wieder ansprang.
Die Zeugin Hopfner sagte zu ihm, dass er gehen solle, der Angeklagte S.
driickte aber den Piepton trotzdem wieder aus, wobei er diesmal die Taste
unter den Dioden driickte, und rannte anschlieflend mit dem Gewahrsam-
schliisselbund in der Hand los. Neben dem Gedanken an eine Fehlfunktion
der Anlage dachte er nun auch an einen mdglichen Feuchtigkeitsschaden in
der Anlage, wobei ihm eine oberhalb im Gebdude des Polizeireviers liegen-
de Toilette durch den Kopfging.” (Urteil, S. 12 f.).

Zehnte Beobachtung: Vor dem Gewahrsamstrakt und vor Zelle 5. (nach
den Aussagen des Polizeibeamten Mobes, der hinter dem Polizeibeamten S.
zum feuergemeldeten Gewahrsamstrakt hinuntergerannt sei, wiedergege-
ben von der 6. Strafkammer, Urteil, S. 43 f.):



,,Der Angeklagte S. habe nicht unterwegs an der Hauswache telefoniert.
(So von der Zeugin Hopfner behauptet, Aussagen, denen die Strafkammer
wie der Zeugin insgesamt keinen Glauben schenkte, dazu weiter unten
mehr, d. Verf.) Der Angeklagte S. habe die Gewahrsamstrakttiir getffnet
und sie seien zur Zelle Nr. 5 gegangen. An den Seiten der Tir, auch Rich-
tung unten, sei schon Qualm durchgekommen. (...) S. habe die Zellentir
aufgemacht. Er - der Zeuge Mobes - habe in diesem Moment von seinem
Standort aus nicht in die Zelle sehen kénnen. (...) S. habe hineinsehen kon-
nen und entsetzt gerufen: .ScheilBe!*sowie ,Es brennt!“oder ,Er brennt!*“Der
Angeklagte S. habe ihm zugerufen: ,Ich hole Hilfe*und sei losgelaufen aus
dem Gewahrsamstrakt hinaus. Er selbst sei in den Gewahrsamstrakt hinein
zundchst in das sogenannte Arztzimmer, wo er kein Léschmittel gefunden
habe und dann in den sogenannten Technikraum gegangen. Er sei hektisch
gewesen und habe im (...) Technikraum weder einen Feuerléscher noch
einen Gartenschlauch bemerkt. Er habe einen Stapel Decken gesehen und
eine ergriffen. Er sei etwa 2 Schritte in die Zelle Nr. 5 hinein, habe die
Umrisse von Ouri Jallow auf der brennenden Matratze gesehen und die
Decke aufdie Flammen getan. Die Flammen seien jedoch nach dem Hoch-
nehmen der Decke gleich wieder hochgekommen. Alles sei .total verruf3t*
gewesen. Er habe hinaus gemusst. Er habe zu keinem Zeitpunkt irgendein
Lebenszeichen von Ouri Jallow vernommen (...). Auf der Kellertreppe, die
zum Gewahrsamstrakt hinabfuhrt, habe er eine Person bemerkt, die er (...)
nur als Schatten wahrgenommen habe. Er habe dann weiter den ihm vom
Hofaus mit einem Feuerldscher entgegen kommenden Angeklagten S. gese-
hen.”

Zum vierten Mal von der 6. Strafkammer seltsamer Weise nicht gestellte
und weiterverfolgte Fragen - mutmallich von ihrem eigenen (und polizei-
lich nahegelegten) Wirklichkeitsbild .fixiert". Die Fragenreihe folgt der
Sequenz der Beobachtungen acht bis zehn.

Warum wurden die Zeugen nicht damit konfrontiert, dass sie die gel-
tenden Vorschriften fiir den Umgang mit Personen, die in Polizeige-
wahrsam festgehalten werden, gro3ztigig ausgelegt haben. Zwei Mal
wurde Oury Jalloh angeblich nur von einem Polizeibeamten in Zelle
Nr. 5 aufgesucht. Zwischen dem 3. und 4. Besuch verstrich eine Drei
vierteistunde, statt der verlangten Maximaldauer von einer halben
Stunde.



Wie kommt es, dass der beim 3. Besuch beobachteten Pfiitze in der
Né&he der Matratze keine weitere Aufmerksamkeit geschenkt worden
ist?

Warum sind Polizeibeamtin Hopfner und Polizeibeamter Schulze
nicht schon bei ihrem letzten Besuch der Zelle 5 um 11.45 Uhr der
Frage nachgegangen, wodurch die Flussigkeitspfltze verursacht
worden sein konnte? Wie konnten sie es aulerdem unterlassen, zu
versuchen, den durch die Wechselsprechanlage Ubermittelten Gerdu-
schen genauer aufdie Spur zu kommen? Und sei es ,,nur®, um mogli-
che Schmerzen von Oury Jalloh beispielsweise aufgrund seiner Fesse-
lungen herauszufinden? Immerhin haben sie von einem ,,Poltern der
Hand- und FuRfesseln* gesprochen (Urteil, S. 28).

Warum versuchte nicht wenigstens die 6. Strafkammer die fir ein
Leben und fir die Kompetenz der Polizei entscheidenden 10 Minu-
ten den Aussagen gemal’ aufanalogen Zeitmalistaben zu markieren?
Nicht nur in diesem Fall steckt(e) der Tod im Zeitdetail. Eine Instanz,
die das Monopol legitimer physischer Gewaltsamkeit innerstaatlich
primdr ausubt und im Fall von Oury Jalloh eine Person in ihre totale,
restlos abhéngige Gewalt gebracht hat, muss selbst in Sekunden mes-
sen und entsprechend sich in Sekunden messen lassen. Sonst kdme
die Grundlage allgemeiner Legitimation, auf der sie steht, abhanden.
Sie fiele dann in den Abgrund purer, willkirlicher Gewalt.

Wie konnte der an diesem Tag leitend zustandige Polizeibeamte S.
sich in Sachen Piepton und von der Wechselsprechanlage tbermittel-
te Platschergerdusche auf- in der Erinnerung konstruierte 2 - Fehl-
alarme oder Unpasslichkeiten einer durchgehend vorhandenen Toi-
lette berufen, soweit jedenfalls, dass die 6. Strafkammer damit die
L»Authentizitat” seiner Erinnerung zu polstern sucht? Und wenn diese
Méngel vorhanden gewesen sein sollten, wie konnte er als leitend Ver-
antwortlicher nicht zuvor schon daraufdringen, sie zu beheben?
Oder wie konnte er die Méngel vergessen haben, als er kurz nach 9.00
Uhr dartber informiert worden ist und billigend in Kaufgenommen
hat, dass ein Burger in Gewahrsam genommen, in die Zelle 5 gelegt
und dort fixiert werden soll?

Wie ist zu erklaren, dass der Beamte S. nach der von der 6. Strafkam-
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mer geglaubten Darstellung, bevor er nach dem zweiten schrillenden
Piepton Richtung Zelle 5 losrannte, unterwegs Herrn Mdbes mit
mobilisierend, die Wechselsprechanlage unter den Dioden, also ganz-
lich ausstellte, obwohl nun das ganze Haus der Polizei die Feuerwar-
nung hétte erhalten sollen? - Nicht zu schweigen ist davon, dass er
jetzt kaum noch durch Telefonieren oder andere Tatigkeiten hdtte an
der einzigen vordringlichen Handlung gestort werden durfen?

Wenn die Pieptonmeldungen darauf hingewiesen haben, in Zelle 5
kdnnte Feuer ausgebrochen sein, dann ist es schwer verstandlich,
warum Polizeibeamtin Hopfner es ihrem Kollegen S. allein, in kaum
begreiflicher Arbeitsteilung, tiberlassen hat, sich schleunigst zum
Gefahrenherd zu begeben.

Wie kommt es, dass Polizeibeamter S., als er des Qualms ansichtig
wurde, der aus Zelle 5 turseitlich und unter der Tur hervordrang,
nicht alsbald, und sei es mit einem gewissen Risiko, in die Zelle und
vor allem anderen zu Oury Jalloh zu gelangen suchte? Warum mach-
te er sich zuerst - und das in wahrhaft duRerstem Notfall - aufdie
Suche nach einem Feuerldscher? Statt zu rufen: ,,Ich hole Hilfe!®,
hétte doch die helfende Tat allgemein menschlich - und professionell
besonders - nahe gelegen.

Die Frage stellt sich in verminderter Dringlichkeit auch an die Adres-
se des Angeklagten S. aufdem Fulk folgenden Polizeibeamten Mobes.
Warum suchte er immerhin in zwei nahen Rdumen zuerst nach Feu-
erléscher, dann nach einem Gartenschlauch, bevor er die mitgenom-
mene Decke auf die lichterloh brennende Liege mit dem zuvor noch
in Konturen erahnten Oury Jalloh geworfen hat? Hatte er etwa kei-
nen Schlissel, die Fesseln aufzuschlieRen?

Sind alle irgendwie Beteiligten entsprechend befragt, sind mdgliche
Spuren gesucht worden, wer sich hinter dem Schatten verborgen
haben konnte, den Polizeibeamter Mébes treppab wahrnahm?

Vierte Schlussfolgerung der Kammer, die Probleme nivelliert, nicht profi-
liert.

Zum ersten Mal findet eine Glaubensspaltung der Kammer statt. Die
beachtliche Fiille der Zeugen, die die Kammer um die entscheidenden zehn



Minuten gruppiert, wird in die groRe Gruppe der ,,Glaubwirdigen“ und
zwei schwarze Schafe geteilt. Das mag zutreffen, abgesehen davon, dass die
erkenntlichen institutioneilen Mangel (s. Frageliste) nicht thematisiert wer-
den. Auffallt allerdings ein Zweifaches. Zum ersten werden alle Zweifelskor-
ner, die das glatt kompetente Verhalten des Bereichsgruppenleiters S. stéren
konnten, den Schwarzen Schafen zugeteilt. Sie verlieren also ihr spezifisches
Gewicht als Einwénde oder sie werden retouchiert. Strittig war beispielswei-
se ob und, wenn ja, wann der Bereichsgruppenleiter S. seinen Kollegen
Kohler angerufen habe. Diese Frage spielt fiir den méglichen Zeitverbrauch
S. eine Rolle, bevor er l6schender Absicht tatig geworden ist. Die 6. Straf-
kammer fasst einen Aspekt in diesem Kontext wie folgt: ,,Der Angeklagte S.
lie} sich zwar zunéchst dahingehend ein, dass er den Zeugen Kohler erst
unten von der Pfortnerloge aus angerufen habe, raumte dann spéter jedoch
ein (auf Nachfragen des Gerichts, wohlgemerkt, und nach mdglichen
Unterhaltungen, d. Verf.), es kdnne sein, dass er dieses Telefonat schon aus
dem Dienstgruppenleiterbereich gefiihrt habe* (Urteil, S. 42). Und weiter
gehts stolperfrei ohne Fragen im Text. Zum zweiten: wie bei diesem Gericht
ublich, werden die Etiketten ,,glaubhaft* reichlich pauschal, ohne Kriterien
fur das Glaubhafte und ohne skrupuldse Anamnese der einzelnen Aussagen
verteilt. Zum dritten: vor allem die untereinander in erheblicheren oder
weniger erheblichen Nuancen abweichenden Aussagen werden einander
nicht systematisch gegenibergestellt, um sie dann so kriterienklar wie mog-
lich zu qualifizieren oder darzutun, dass eine Entscheidung, mit dem auto-
ritativen Urteil des Gerichts geadelt, nicht mdglich sei.

Keine Station mehr, in der Oury Jalloh wenigstens
noch als lebendes Objekt eine Rolle spielte.

Nun kommen die Fiinterher- und Besserwisser. Die Polizeibiichse mit
ihrem Albtraum der Sicherheitsvernunft war einen VVormittag lang ge6ffnet.
Nun ist Epimetheus, der danach Denkende, an der Reihe (Pravention
invers).

Es ware der Mihe wert, sich dem gerichtlichen Umgang mit Sachverstan-
digen und der Eigenart des gedulerten sachlichen Wissens um der ,,Sache*
willen misstrauisch zuzuwenden. Wie oft kaschieren sich diverse Interessen
hinter dem Berufsschild ,,Sachverstdndiger*“? Sie werden von den ,,Sachver-



stdndigen® selbst oder denen, die sich ihrer bedienen, entsprechend
ummantelt. Vor allem die Nachahmung der tatséchlichen Vorgange durch
unvermeidlich geschehensabstrakte Experimente verdient mehrfache Pri-
fung, bevor man aus ihnen rickwartig auf das tatsdchliche Geschehen
schlieit. Auch der Umgang des Gerichts mit Asservaten misste genau
gepruft werden. An dieser Stelle sollen nur einige klarungsbedurftige Sper-
rigkeiten angemerkt werden.

a) Zeugen des Schicksals. Obwohl fast alle Zeuginnen und Zeugen, aulRer
den vier Frauen am Beginn des Verfahrens, durchgehend aus dem ,,Bereich*
der Polizei mehr oder minder aktiv - gegebenenfalls auch durch Nichtver-
halten - das Geschick Oury Jalloh mitgestalteten, konnte man sich im
mundlichen Vortrag wie in der schriftlichen Fassung des Eindrucks nicht
erwehren, als seien alle abhéngige Variablen eines auf3er ihnen befindlichen
Vorgangs gewesen. Das hat vor allem mit den Rationalisierungskinsten der
Beteiligten zu tun, gemaR der von Richter Steinhoff mindlich benannten
Devise ,,Rette sich, wer kann!“ (Wohlgemerkt, ein zusammenarbeitendes
Verhalten zerreilender esprit de corps. Der kam allein im Negativen, in der
Summe, Kkorrekte Aussagen zu verweigern, zusammen). Dadurch dréngt
sich der Eindruck auf, niemand in dieser hoch verantwortlichen, von staats-
wegen auf der Hohe ihres eigenen Handelns befindlichen Institution der
Polizei zu Dessau, die die biirgerlichen Grundrechte und staatliche Einrich-
tungen grundsichern soll, habe verantwortlich das Heft in der Hand gehal-
ten. In diesem Polizeirevier schien jede und jeder, kaum koordiniert, wenn-
gleich mit zustandigen Titeln versehen, ihrer bzw. seiner Arbeit nachzuge-
hen. Eine Hand wusste kaum, was die andere tat. Die Hande wuschen ein-
ander nur hinterher in Unschuld. Darum wirkt das Polizeirevier zur Zeit der
entscheidenden Minuten dem entscheidenden .Ergebnislund den Berich-
ten dartiber zufolge, wie ein aufgestorter, aus der Ordnung gebrachter Amei-
senhaufen. Und das soll eine Instanz sein, die gerade in Zeiten der Aufre-
gung, der Panik professionell ruhig zu handeln wiisste?! Viel naher liegt eine
birokratische Logik der organisierten, arbeitsteilig zugewiesenen Unverant-
wortlichkeit. Sie erinnert an Hannah Arendts Beobachtung von der ,,Bana-
litdt des Bosen®. Das ,,Bose” in auflerstenfalls Menschen mordender Wir-
kung ereignet sich nicht, weil eine ,,bdse” Essenz in einem Menschen oder
einer Menschengruppe, ontologisch gegeben, explodiert. ,,Es* kann zustan-
de kommen, weil keine sozial und damit auch personal verantwortlichen
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Zusammenhédnge und Leistungen gegeben sind und wirksam werden.
Unbersichtlichkeit, verschlungene Komplexitét, Arbeitsteilung ohne ver-
lasslich Uberschneidende Konsequenzen, schon innerorganisatorisch man-
gelhafte Transparenz, unzureichende, miteinander gekoppelte, also sozial
gewadhrleistete Zustandigkeiten u.d.m. stellen bestimmende Faktoren dar.
Hinzu kommen abstrakt allgemeine Organisationsziele, die sich nicht zuerst
und zuletzt an den einzelnen Menschen messen lassen miissen, um deren
willen sich eine Organisation legitimiert. Aus dem zuweilen als unfassbar
und ,,ddmonisch* stilisierten, sogar in Personen als ihre ,,Natur* gefassten
»ES”, dem Bosen, wird in qualitativ und quantitativ unterschiedlichen For-
men, je nach Kontext, ein Versagen von Menschen und ihren Institutionen,
sich durchgehend zurechenbar zu organisieren. Umso offener klafft die
Liicke, die polizeiliche Leitung Dessaus dazu nicht hartnackig befragt zu
haben. Ebenso bleibt das Versdumnis von Anklage und Gerichtsverfahren,
die innerorganisatorischen Strukturen und Prozeduren der Polizei ausfiihr-
lich thematisiert zu haben.

b) Feuerzeug. Das Feuerzeug bei seiner Durchsuchung Oury Jallohs nicht
gefunden zu haben, bevor er um 9.30 Uhr in die Gerwahrsamszelle Nr. 5
abgeschoben worden ist, wurde dem Polizeibeamten M. zum Vorwurf
gemacht. Er wurde darum zusammen mit seinem leitenden Kollegen S,
wenngleich minderrangig, angeklagt. In verschmolzener Unform wurde es
spater, der Tod Oury Jallohs war l&ngst eingetreten, in einem Restmiillbeu-
tel entdeckt. Unseres Wissens wurde es nicht noch einmal eigens gerichtlich
in Augenschein genommen und von Experten Gberpruft. Bei der gerichtli-
chen Diskussion um das vom Beamten M. trotz behauptet sorgfaltiger
Durchsuchung Oury Jallohs nicht gefundene Feuerzeug - auch Ms. eigenes,
dann von Oury Jalloh angeblich entwendetes Feuerzeug tauchte am dunkel
bleibenden Horizonta u f wurde durchgehend nur eine Mdglichkeit erortert.
Dadurch wurde sie, die Vorannahme, zur Tatsache. Dass Oury Jalloh die
Matratze selbst angeziindet und darum sich selbst verbrannt habe. Folge-
richtig musste Oury Jalloh auf unerklérliche Weise entweder seiner Durch-
suchung zum Trotz im Besitz seines Feuerzeugs geblieben sein. Oder er
musste sich ein anderes Feuerzeug mit unerklérlicher Kunstfertigkeit
beschafft haben. Das sollte er in einem Zustand erlangt haben, der als ,,stark
betrunken* behauptet wurde, nach arztlichem Bekunden durch Drogen
verstarkt. Diese Version ist moglich. Zu kritisieren aber ist, dass die 6. Straf-



kammer wie die staatsanwaltliche Anklage von vornherein wusste, wie Oury
Jalloh zu Tode gekommen ist. Dementsprechend wurden alle, alles andere
als liickenlose, Indizien und noch weniger untereinander systematisch stim-
mige Zeugenaussagen nach der petitio principii des Gerichts gleichgeschal-
tet. Weil die Strafkammer nicht erwog, dass Oury Jalloh - anders als von ihr
und den Zeugen behauptet - gestorben sein kdnnte, hat sie den polizeili-
chen Black-out der letzten 10 Minuten mit den wahrlich erhellenden Aus-
sagen der Polizei ausgeleuchtet. Und wurde entsprechend behauptungsfin-
dig.

) Matratze. Aufsie, kunststoffgefiillt, mit Kunstleder iiberzogen, war Oury
Jalloh, an Handen und Fiien gefesselt und in Halterungen fixiert, ab 9.30
Uhr rickengelegt worden. Zur tédlich entscheidenden Zeit hatte er also
schon 2 M Stunden gelegen. Erst im Laufe des Verfahrens wurde durch
Sachversténdige kund, die Matratze sei mit leicht brennbarem Schaumstoff
gefullt gewesen. AulRerdem wurde bekannt, ihr Bezug kdnne sowohl an der
Naht wie an anderen Stellen getffnet werden, um ihren Schaumstoffinhalt
zu entzlinden. Das Gericht war jedoch nicht an dem Umstand interessiert,
dass Oury Jalloh fahrl&ssiger Weise auf einer Unterlage fixiert worden ist, die
im Brandfall binnen Bruchteilen von Sekunden je nach Art der Entziindung
eine wahrhaft Atem beraubende enorme Hitze ausstrahlen musste. So die
Sachverstandigen hinterher. Die 6. Strafkammer suchte aus den Sachver-
standigen allein herauszufragen, wie plausibel es sei, dass Oury Jalloh die
Matratze schon mit Hilfe des Feuerzeugs gedffnet habe, um sie stichflam-
mengleich zu entziinden. Erneut ist besagte petitio principii im Spiel. Dass
sein muss, was sein soll.

d) Beweglichkeit. Gemal der nicht in Frage gestellten Annahme, Oury Jal-
loh miisse sich selbst bzw. seine Unterlage angeziindet haben - flachsinnige
psychologische Unterstellungen wurden zum Warum gedulert -, war das
Rétsel zu 16sen, wie ein in seinen Bewegungsorganen fixierter Mensch, ein
Feuerzeug irgendwoher zaubern und die Matratze anziinden konne. Exper-
ten taten mundlich kund und wiesen experimentell nach - jedenfalls fand
das Gericht ihre Darlegungen durchgehend ,,nachvollziehbar“ -, ein an vier
Halterungen festgemachter, im Gbrigen betrunkener Mann, kdnne sich
soweit bewegen, dass er zum selbstbezogenen Brandstifter zu werden vermo-
ge. Auffallend ist zum einen die expertokratische Glaubigkeit der 6. Straf-
kammer. Wie froh waren Naturwissenschaftler und Techniker aller Zeiten,



sie kdnnten annehmen, Experimente, die wirkliches Geschehen nach- oder
vorstellen, seien dem wirklichen Geschehen im Rahmen sozialer Interaktio-
nen gleich (Das gelingt nur in negativen, also terroristischen Utopien). Zum
anderen ist zum wiederholten Male eine stupende Kritiklosigkeit des
Gerichts gegenuber der Polizei und ihren Einrichtungen festzustellen. Die
Fesselung aller Glieder Oury Jallohs, polizeilich schon im Verlauf seiner
Festnahme und seines Transports vorgeleistet, wurde bekanntlich von Dr.
Blodau zur .eigenen Sicherheit1Oury Jallohs empfohlen. Als ,,gewahrsam-
stauglich* war er infolge des drztlichen Tiefenblicks erkannt worden. Was ist
aber zu .perfekten Sicherheitsinstrumentenlzu sagen, die allenfalls weh tun,
einen angeblich selbst gefédhrdeten Menschen jedoch mitnichten sichern?!
Hierbei soll nur noch einmal erwéhnt werden, dass die sichernden Polizei-
beamten nicht alle Gber Hand- und FuRfesselschliissel fiir den Notfall ver-
fugten. Da der Polizeibeamte S. auf der Suche nach Feuerléschern unter-
wegs war, wdre sein Begleitmann Mobes gar nicht in der Lage gewesen,
Oury Jalloh zu befreien, selbst wenn er an ihn herangekommen bzw. heran-
gegangen ware.

e) Feuerldscher. Selbstverstandlichkeiten sind keine, wie sich am 7. Januar
2005 zeigte. Wirde sich der gréite Kritiker zu dem geradezu absurden
Gedanken versteigen, just die zentrale Einrichtung der Polizei in Dessau
kdénne mit Feuerloschern nicht ausreichend ausgestattet sein? Immerhin
suchten die - ihren Aussagen nach - schliellich geradezu zur Zelle 5 im
Gewahrsamstrakt hinabstiirzenden Beamten S. und Mdbes vergebens nach
einem Feuerloscher. Der erstgenannte eilte, die Kunst der Langsamkeit
Ubend, auf den Hof. Der zweite fahndete in den anschlieRenden Raumen
vergebens nach einem Feuerldscher. Dessen Ort in der Zelle oder zellennah
hétte jedem Beamten wie die eigene Hosentasche bekannt sein missen. So
liest sich im Urteilstext die einschldgige Passage. Sie fasst dazu gehérige Zeu-
gen zusammen. ,,Dass es im Gewahrsamstrakt am Tattag (eine hochst merk-
wirdige Ausdrucksweise Ubrigens: ,, Tattag , d. Verf.) kein Hinweisschild auf
den im sogenannten Technikraum befindlichen Feuerldscher und im Keller-
geschoss keinen Etagenplan gab, hat u.a. der Zeuge Bothe so ausgesagt. (...)
Der Zeuge Mischlik, Leiter der Verwaltung des Polizeireviers Dessau am
07.01.2005, hat u.a. ausgesagt, dass es nur im sogenannten Technikraum
den Feuerldscher gegeben und ein Hinweisschild auf diesen Feuerldscher
gefehlt habe. Aufdie Frage, ob es einen Etagenplan im Kellergeschoss gege-
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ben habe, sagte er, dass er das nicht nachvollziehen kénne. Die letzte Brand-
schutzbegehung sei 1999 gewesen. 2004 sollte eine weitere Brandschutzbe-
gehung stattfinden, die aber ausgefallen sei, weil der Kollege vom Landes-
verwaltungsamt terminlich verhindert gewesen sei. Die Zeugin Schleif, stell-
vertretende Leiterin der Verwaltung des Polizeireviers Dessau am

07.01.2005, bekundete u.a., dass es im Gebdude des Reviers aufden Etagen

Plane gegeben habe, wo auch die Standorte der Feuerléscher mit einem

roten Symbol ausgezeichnet seien. Sie selbst habe den im Erdgeschoss neu
gemacht und aufgehdngt. Sie sagte hierzu auch aus, dass es einen solchen
Plan auch im Erdgeschoss gegeben habe, der hinge im Vorraum zum

Gewahrsam an der rechten Wand. Als ihr darauf die Lichtbilder Bl. 31

Lichtbildband - ,SH1 KT Spuren- und Asservatenliste Libi-Anlage -

gezeigt wurden, antwortete sie: Ja, da ist nichtsl Sie sagte auch aus, dass ein
Feuerldscher im sogenannten Technikraum im Gewahrsambereich sei. Ob

es ein Hinweisschild gegeben habe beztglich des Feuerldschers, wisse sie
nicht. 1-2 Jahre vor dem 07.01.2005 sei sie ,mal durchs Haus gegangenl
und habe geguckt, ob alle Feuerldscher da sind.” (Urteil, S. 58 f.) Karl

Kraus' zufolge soll man schlecht geratene Passagen von Bichern nur zitie-
ren, statt sie eigens zu kritisieren. Die 6. Kammer weil3 ihren nur einmal

korrigierten Refrain kurz danach dennoch zu singen: ,,Die vorstehenden
Zeugenaussagen sind untereinander frei von Widerspriichen und stehen im
Einklang mit den von der Kammer in Augenschein genommenen Lichtbil-
dern* (Urteil, S. 59). Da Iasst sich unpolemisch nur ein alter Spruch zitie-
ren. Da staunt der Laie und der Fachmann wundert sich.

f) Todesursache. Die medizinischen Experten Kleiber und Bohnert sind vor
Gericht weitgehend unter sich (beide professoral betitelt). Zusammen mit
anderen Brand-Sachverstdndigen verwandeln sie den Gerichtssaal zur
Brand-Schule und das Gericht zum brav lernenden Schiiler. Im Zusammen-
hang damit, dass das Gericht der Zeugin Hopfner generell die Glaubwiir-
digkeit absprechen will - und hier ihre Behauptung ,,Oury Jalloh habe in
ruhigem Ton ,Feuer!" gerufen -, duBert sich der Rechtsmediziner Bohnert
zum Erregungszustand Oury Jallohs wie folgt: ,,Ouri Jallow [sei] ohnehin
erregt gewesen. Es sei hier jemand 4-Punkt fixiert worden, der ohnehin
unter Spannung gestanden habe. Die Fixierung fiihre zu einer weiteren
Erregung. Deshalb wirden in Krankenhdusern zusétzlich zur &ul3erlichen
Fixierung sedierende Mittel verabreicht. Die innere Erregung steigere sich



noch durch die aufkomrhende Angst, wenn die Matratze brenne und durch
den Reiz/Schmerz der Hitze.*(Urteil, S. 49 und S. 56). Schwer verstéandlich
ist, warum Dr. Blodau kurz nach 9.00 Uhr am Morgen polizeiérztlich
bemdiht, diesen bekannten Sachverhalt nicht kannte. Noch schwerer ver-
sténdlich ist aber, warum die 6. Strafkammer Uber diesen Beleg polizeiérzt-
licher Inkompetenz schweigend hinweggeht.

Allgemein wird zu den unmittelbaren Todesursachen zuerst vom Sachver-
stdndigen Seibach festgestellt: ,,Die Rauchentwicklung sei (...) von vielen
Faktoren abhéngig.” Der Sachverstdndige Kleiber fiihrt aus, ,.dass der
Geschadigte an einem inhalativen Hitzeschock —sogenanntes Flashfire -
verstorben sei.” Er weild auch: ,,Da es sich um einen Tod durch reflektorische
Mechanismen handele, wirkten der hochgradige Rauschzustand (1? Ausrufe-
und Fragezeichen, d.Verf.) infolge Mischintoxination aber auch die Erre-
gung Ouri Jallows durch die Festnahme, die Fesselung und den Brandaus-
bruch begiinstigend im Sinne der Ballung von Reflexen. Fiir andere Todes-
ursachen gébe es keine Hinweise.” (Urteil, S. 56) Der nachfolgende eben-
falls rechtsmedizinische Sachverstdndige Bohnert weist nicht allein darauf
hin, dass verschiedene der rechtmedizinisch hinterher ermittelten Werte,
beispielsweise die Kohlenmonoxidhdmoglobinbestimmung, nicht auf den
Brandrauch, sondern das Rauchen Oury Jallohs zuriickgefiihrt werden
konnten. Also, so fligen wir hinzu, stellte er die Expertensicherheit Dr. Klei-
bers in Frage. Er merkt an: ,,Als Voraussetzung fur einen Inhalationshitze-
schock wurden in der Literatur Werte von 150/160 Grad Celsius angege-
ben. Je héher die Temperatur ist, desto schneller folge der Tod. Der genaue
Ablaufdes Todesmechanismus bei Inhalationshitzeschock sei in der rechtsmedi-
zinischen Wissenschaft heute noch nicht richtig bekannt. Es ist aber mdglich,
dass die Handlungsféhigkeit des Betroffenen nach dem Einatmen der heilRen
Gase noch einige Sekunden erhalten bleibt undsich der Betroffene noch von der
Hitze zurtickbewegt. (...) Eine zeitliche Eingrenzung sei aufdiesem \Wege nicht
mdglich* (Urteil, S.57 f, kursiv durch d. Verf). Die 6. Strafkammer ist
damit zufrieden. Das ist mit einer Ausnahme bekanntlich durchgehend der
Fall. lhre Fragen sind ohnehin danach ausgerichtet, ihr vorgegebenes
Ablaufbild zu bestatigen. Dennoch irritiert auch im Zusammenhang der
rechtsmedizinischen Experten, dass moglicher Weise wichtige Differenzen
in deren Aussagen gerichtlich eingeebnet werden. Wer freilich ,die Wahr-
heitlzu wissen scheint, braucht nicht mehr nachzubohren. ,,Die Ausfiihrun-
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gen der rechtsmedizinischen Sachverstandigen korrespondieren miteinan-
der. Die wissenschaftlich fundierten Aussagen beider Sachverstédndiger sind
fiir die Kammer gut nachvollziehbar* (Urteil, S.58).

g) Gerichtlich nicht beachtete Verletzungen. Leichtfertig hat das Gericht,
die Ergebnisse der zweiten Obduktion auf sich beruhen lassen, als seien sie
von vornherein unerheblich. Bei Oury Jalloh wurde ein Nasenbeinbruch
und eine Trommelfellverletzung diagnostiziert. Ware es nicht geboten gewe-
sen, insbesondere den Gerichtsmediziner und spater die medizinischen
Experten zu befragen? Woher stammten, woraus resultierten diese wann
und durch wen oder was erfolgten die Verletzungen? Als komme es aufeine
runde Urteilsbegrindung an, in der alles kongruent sei, unterlasst es das
Gericht, Fragen zu stellen. Aufdiese Weise untergrébt es sein eigenes Urteil
infolge des Beweismangels. Es hat es seinerseits fahrlassig unterlassen, Auf-
falligkeiten und Inkongruenzen so weit wie moglich auszuloten. Es hat sich
nicht nur der polizeilichen Liige, es hat sich seinem eigenen Vorurteil und
seiner inquisitorischen Faulheit ergeben.

IV. Konstruktionselemente gerichtlicher Wahrheit
mit ihrem Freund und Helfer der Polizei

1. Zur Grammatik des Gerichts

Sie féallt im Rahmen strafgerichtlicher Urteile und ihrer Begriindungen nicht
besonders auf. Strafurteile sind in aller Regel so aufgebaut. Zuerst wird das
Urteil gefallt. Kurz und knapp. Danach folgen die Griinde. Dieser Aufbau
entspricht einem autoritativen Wahrheitsverstdndnis. Das Gericht in seiner
institutionellen Autoritat, gewaltenteilig mit der rechtsstaatlichen Aura sei-
ner Unabhé&ngigkeit umgeben, spricht Recht. Und es tut es ,,im Namen des
Volkes* als dem verfassungsrechtlichen Generallegitimator einer Demokra-
tie des Als-Ob. Mit den Annahmen, die hinter dieser justiziellen Wahrheits-
attitide und ihrer von der Uberwiegenden Mehrheit glaubig projizierten
Wirksamkeit stehen, befindet sich die zuséatzliche Aufgabe des jeweiligen
Strafgerichts in unvermeidlicher Spannung. Es ist gehalten, empirisch das
inkriminierte, also zur Anklage gekommene Geschehen so aufzuarbeiten, zu
rekonstruieren und personal verbindlich zuzuordnen, dass ein ,wahres
Urteil* zustande komme. Darum l&sst ein Gericht Zeugen und Sachverstin-
dige diverser Zusammensetzung auftreten, nimmt sachliche Umsténde -



Asservate - in Augenschein, beobachtet teilnehmend Experimente u.a.m.
Darum wird es zusammen mit der Staatsanwaltschaft, den
Vertreterinnen/Vertretern der Nebenklagen und den Verteidigern zu einer
Art Laboratorium auf der Suche nach Wirklichkeit, sprich, nach tatsachli-
chen Ablaufen und Sachverhalten. Akzeptiert man - unbeschadet aller darin
verborgenen Probleme - den letztlich verfassungsrechtlichen Wahrheitsan-
spruch samt seiner vom gegebenen Recht abgeleiteten Systematik, wird den-
noch - oder gerade deswegen - der Anspruch wirklichkeitswissenschaftli-
cher Stimmigkeit justizieller Rekonstruktionen allemal komplexer empiri-
scher Sachverhalte fragwirdig. Das gilt insbesondere in Fallen - und sie sind
im Kontext der Strafgerichtsbarkeit eher die Regel  bei denen die justiziel-
le Anwendung von Recht steht und fallt mit den korrekt rekonstruierten
Sachverhalten.

Um einen solchen Fall handelt es sich beim Verbrennungstod von Oury
Jalloh, wie immer man die konkrete Todesursache hinterher vermute.
Darum ist auch die in der Uberschrift dieses Abschnitts benannte Gramma-
tik so relevant. Sie wird nur in einem, freilich mit entscheidenden Element
bertihrt. GeméR strafgerichtlichem Usus, wird auf den Seiten 1 bis 3 ,,im
Namen des Volkes* das Urteil verkindet. Damit verbunden werden die
Zahl der Sitzungen und der am Verfahren Beteiligten genannt. Ab Seite 4
folgen die ,,Grunde* des Urteils. Und hier beginnt der methodologische
dolus (Arglist). List und Verrat in einem. Er ist trotz seiner Ublichkeit skan-
dalés. Bevor das Gericht aufden Seiten 18 und folgende in gedrangter Form
die Aussagen der Zeugen und der Sachverstandigen weithin in der Folge der
Ereignisse wiedergibt und periodisch bewertet, skizziert es sein Bild der
Wirklichkeit am Morgen des 7. Januar 2005 in Dessau, soweit es Oury Jal-
loh angeht und diejenigen, die sein Erscheinen zum polizeilichen Problem
machten. Dieses Bild ist jedoch vom Gericht nicht nur wie ein pointilisti-
sches Gemalde aus den Aussagen, den Zeugen und Zeugnissen vor dem
offentlichen Forum des Gerichts zusammengesetzt, wie aus den Ermittlun-
gen, die zur Anklage fuhrten. Das Gericht verfahrt damit vielmehr in dop-
pelter Weise fragwirdig. Zum einen fihrt es nicht aus, wie es selbst, auf-
grund welcher Annahmen und Methoden, zu dem Mosaik gekommen ist.
Aufwelchen festen Hintergrund werden die Mosaiksteinchen nach welcher
Methode zusammengefiigt? Zum anderen stellt es sein Bild nicht wie eine
Maglichkeit unter anderen vor. Es wird vielmehr wie die Wirklichkeit am



Dessauer Morgen des 7. Januar 2005 im Indikativ dargetan. Als die Wirk-
lichkeit. Als sei der 6. Strafkammer zu Dessau der allein angemessene
Modus des Konjunktivs, der indirekten Rede, des Potentialis und des Irrea-
lis unbekannt. Diese Wirklichkeitserschleichung hat eine weitere definiti-
onsméachtige Folge. Obwohl das Gericht ab Seite 18 darlegt, welche Zeugen
und Zeugnisse es befragt habe, und obwohl es in diesem Teil die Aussagen
der Zeugen und Sachverstandigen in aller Regel korrekt in indirekter Rede
referiert, sind das Auswahlprinzip der Zeugen sowie der Sachverstandigen-
aussagen und ihre Bewertung vom im Ist-Stil vorgegebenen eigenen Bild
bestimmt. Darum belegen sie nur noch die gerichtlich angemafiten Aussa-
gen uber die seinerzeitige ,,Wirklichkeit®. Darum folgen sie insgesamt der
schon der Ofteren anzufiihrenden Argumentationsfigur: der petitio princi-
pii. Darum werden nur Sachverhalte zugelassen, die das orthodox Gewusste
bestatigen.

2. Die 6. Strafkammer als Evaluierungsstudio

Der skizzierten Wirklichkeitskonstruktion, ohne ein durchsichtiges Kon-
struktionsprinzip klar und deutlich anzugeben, entsprechen die Zeugen-
und Sachverstandigenbewertungen. Von den insgesamt 25 bewertenden
Feststellungen, die Aussagen von Zeugen und Sachverstandigen gelten -
haben wir richtig gezahlt, auf die exakte Zahl kommt es jedoch nicht an -,
fallen 23 emphatisch positiv aus. Die meist gebrauchten Etiketten lauten
»glaubhaft* bei Zeuginnen und Zeugen, ,,nachvollziehbar* bei Sachverstin-
digen. Einige dieser summarischen Qualifikationen haben wir oben zitiert.
Nur zwei Mal werden die beiden, jedes Mal identischen polizeilichen Zeu-
gen (Zeugin vor allem und Zeuge) als nicht ,,glaubwurdig” disqualifiziert.
Allerdings leidet das Verfahren der Evaluierung, vielen anderen modischen
Ubungen dieses Namens vergleichbar, unter fiunf Mangeln. Sprich, das
Bewertungsverfahren selber bleibt ohne Wertgrundlage. Es belegt nur die
uralte Herrschaftseinsicht, vormodern gedufRert: non veritas sed auctoritas
facit legem (sive qualitas). Nicht die Wahrheit, die institutionalisierte Auto-
ritdt macht das Gesetz.

Zum ersten: Die Bewertungen erfolgen, wie schon angegeben worden ist,
pauschal.

Zum zweiten: Uber den Mangel an Differenzierung hinaus werden die Kri-



terien der Bewertung so pauschal benannt, wie keine Testeinrichtung mit
ihnen arbeiten dirfte. Die 6. Strafkammer ware ehrlicher verfahren, sie
hétte jeweils gesagt: Die gehorten und/oder erfragten Einlassungen gefallen
uns oder sie gefallen uns nicht; sie passen in unser Bild oder stéren selbiges.

Zum dritten: die zuweilen erkleckliche Flle der Zeugen- und/oder Sachver-
standigen-Aussagen wird ihrerseits summarisch in den Beschreibungen und
Bewertungen zusammengezogen. Die einzelnen Zeugenaussagen werden
nicht sorgfaltig fir sich selbst referiert und danach nicht pro Aussagendem
durchsichtig abgewogen. Sie werden danach nicht Punkt fur Punkt mitein-
ander verglichen und gegeneinander abgewogen. Am Ende fehlt ein bewer-
tendes Restimee. Die Waage, ihr Gleichgewicht und ihre Gewichte sind
ohnehin nur ahnungssvoll wahrzunehmen.

Zum vierten: die Aussagen der Zeugin Hopfner vor allem und des Zeugen
Kohler, die disqualifiziert werden, werden ihrerseits insgesamt zurtickgewie-
sen. Vor allem im Falle der Zeugin Hopfner, Hauptgewahrsperson der
Anklage gegen ihren angeklagten Kollegen S., wére es angezeigt gewesen, die
einzelnen Aussagen und Gegenaussagen skrupuls gegeneinander abzuwa-
gen. Das Gericht urteilte falsch, wenn und insoweit es dem alten Sprichwort
folgte: ,Wer einmal liigt, dem glaubt man nicht, und wenn er auch die
Wahrheit spricht.* Angesichts des Aussagensalats zu diversen Zeiten vor
diversen Gremien, der die Einlassungen von Frau Hopfner auszeichnete,
hatte das Gericht seine analytisch begriindete, normativ ausgewiesene
Urteilskraft bewéhren kénnen. Wir, die wir bei der Befragung der Zeugin
Hopfner vor Gericht zugegen gewesen sind, sind wie die 6. Strafkammer der
Meinung, sie habe die Unwahrheit gesagt, als sie - durch Weinkrdmpfe
unterbrochen - ihre Aussagen bei ihrer ersten VVernehmung pauschal wider-
rief. Daflr, dass sie sich so verhalten hat, gibt es naheliegende institutions-
psychologische Griinde. Von ihnen misste die 6. Strafkammer aus eigener
Erfahrung Bescheid wissen. Was ndmlich der Druck auf Personen bedeutet,
vor allem wenn er von der eigenen Bezugsgruppe am Arbeitsplatz ausgeht.
Sie entscheidet tber die Arbeitsbedingungen, die Arbeitsatmosphéare und
die weiteren Karrierechancen. In diesem Fall die Dessauer Polizei und die
polizeilichen Kolleginnen und Kollegen. Frau Hopfner ist als einzige aus
dem Kollektiv der Dessauer Polizei nach dem 7. Januar 2005 versetzt wor-
den. Man muss also nicht individualpsychologisch argumentieren oder die
Zeugin Hopfner in die Nahe, wenngleich vorubergehender, psychischer



Krankheit riicken, will man ihr ,Umfallen4und will man die Widerspriche
in ihren Aussagen gerichtlich verstehen. Die vom Gericht vollends pseudo-
evident angefihrte ,,Lebenserfahrung*, der wohl strittigsten Bewertungska-
tegorie, die verwendet werden kann - wenn auch juristisch allgemein tblich
-, erklart vollends nicht, ,,dass einem Zeugen®, gemeint ist Frau Hopfner,
,»der einen Umstand uber langere Zeit gar nicht mehr wusste, spéter, tber
die inhaltliche Wiedergabe des Umstands hinaus, sogar noch die exakte zeit-
liche Einordnung innerhalb eines komplexen Geschehens mdglich ist*
(Urteil, S. 39 ). Zahlreiche Untersuchungen zu viel langer zuruckliegenden
Sachverhalten und ihre individuelle Erinnerung belegen genau diese Mdg-
lichkeit nachgeholter praziser Erinnerung!

Zum fiinften: Zwar befasst sich das Gericht vergleichsweise ausfiihrlich,
U.E. zu ausfiihrlich - verglichen mit anderen Aussageverhalten - damit, dar-
zulegen, dass der Zeugin Hopfner nicht zu trauen sei. Es disqualifiziert Frau
Hopfner als Zeugin jedoch so sehr, dass ihre Hinweise sogar auf Mangel
ihres eigenen Verhaltens schon anlasslich des 4. Kontrollbesuchs nicht
genutzt werden. Das Gericht versucht nicht, das Gemisch aus richtigen und
unrichtigen Aussagen der Zeugin Hopfner zu entmischen. lhre Aussagen-
melange wird nicht dazu genutzt - tber die Gegenprobe mit anderen Zeu-
genaussagen hinaus -, die reichlich konfus erscheinende Situation in der
Behorde zu kldren. Eine solche Konfusion um den Gewahrsamstrakt scheint
seit der Isolierung des gefesselten Oury Jalloh, um 12.00 Uhr herum hek-
tisch gesteigert, bestanden zu haben.

3. Variation zum Thema: Nicht der Morder, der Ermor-
dete ist schuld

In diesem Kapitel pointieren wir, wie das Gericht wissentlich und willent-
lich mitwirkt, die Griinde dafiir, dass Oury Jalloh polizeigefesselt und, von
der Polizei tberhort, verbrannt ist (oder zuvor an der Brandhitze erstickt
ist), nahezu exklusiv ihm selbst angelastet werden. Nach dem Motto: Hétte
er sich ordentlich benommen, dann hétte ihn dieses selbstverschuldete, von
niemandem sonst bewirkte Schicksal nicht ereilt.

a) Das Gericht hebt wie schon die verengte Anklage damit an, den gesamten
Kontext auszusparen. Als habe der Morgen des 7. Januar 2003 fur Oury Jal-
loh frisch und neu begonnen. Als hétten sich angefangen von den vier Frau-



en alle ihm gegenuiber benommen, wie dies einem vielleicht angetrunkenen,
vielleicht durch Drogen etwas beeintrachtigten Menschenkind von seinen
Mitburgerinnen und Mitburgern aus gebuhrt. Als habe Oury Jalloh in Des-
sau-RoRlau gelebt wie andere Dessauerinnen und Dessauer auch, die staats-
birgerlich —und mdglichst hellhdutig —selbstbewusst leben.

b) S&he man vom Kontext ab, der Oury Jallohs Verhalten und das seiner
polizeilichen ,,Helferinnen und Helfer* formierte, fiele dennoch auf, dass
Oury Jallohs Objektivierung jenseits aller angeblich unantastbaren Wiirde,
seine ihn verdinglichende Fesselung und Isolierung in einer Zelle durchge-
hend so dargestellt und vom Gericht in seinen Begriindungen abgesegnet
wird, als sei er an seiner eigenen Objektivierung schuld. Damit Schuld dem
Opfer, das nicht mehr reden kann, zur Last gelegt werden kann, muss es aus-
nahmsweise zum Subjekt gemacht werden. Einem widerspenstigen freilich,
einem ,,Ordnung* gefahrdenden.

Er fiel angeblich ,,stark betrunken* auf.
Er beléstigte Frauen.

Weil er sich nicht willfahrig dem polizeilichen Zugriff hingab, wur-
den ihm Handschellen aufgezwungen.

Seine schlagenden FiiRe machten es erforderlich, auch diese zu fes-
seln.

Weil er trotz allem voll zurechnungsfahig gewesen ist, war er ,,zu sei -
ner eigenen Sicherheit” als ,,gewahrsamsfahig* in einer Zelle zu isolie-
ren. Und das versteht sich, an Handen und FiiRen auf einer treffli-
chen Matratzenliege wohl zu vertduen. Das Subjekt wird restlos
unterworfen.

Hétte er nicht frei werden wollen, nicht geschrieen, vielleicht hatte er
zwischen 9.30 und 12.00 Uhr entlassen werden kénnen. Freilich, die
Schuld seines unruhig-widerspenstigen Verhaltens wog so schwer,
dass die ihn umsorgende Polizei einen solchen Gedanken nicht fassen
durfte.

Weil Oury Jalloh sich geheimnisvoll fingerfertig ein Feuerzeug
beschafft hat, obwohl er grindlich durchsucht worden war, konnte er
seine Matratze zerstoren und ihren Inhalt entziinden.



Das wiederum war nur moglich, weil er seine Sicherungen an Han-
den und Flen nicht beachtete, sondern ihre Sicherung ,,entsicherte*
und entgegen ihrem Sinn Feuer entzlindete.

Der Tod ist nicht zuletzt darum so rasch durch Inhalationsschock
Ubererhitzter Luft eingetreten, weil er, aufgeregt und immer noch
betrunken, die Schockwirkung beschleunigte.

¢) Sieht man diese Liste an - von Zeugen ,,glaubhaft“ und von Experten
,hachvollziehbar” dargelegt worden -, die das Urteil vor allem samt seinen
Verschweigungen begrindet, kénnte fast der Eindruck zynischer Argumen-
tation entstehen. Diese mutmallich falsche Bewertung darf aber nicht ver-
kennen lassen: In diesen Schlauch ist das Urteil gefiillt. Andere Erwégungen
wurden nicht angestellt.

4. Wie kann die (empirische) Wahrheit eines Vorgangs,
hier der Verbrennungstod Oury Jallohs, so zeitver-
schuttet werden, dass selbst im besten Falle,
genaue Erinnerungen verschwimmen und ver-
schwinden?

Wir kdnnen nicht genau erklaren, wie es dazu gekommen ist, dass es tber
zwei Jahre bedurfte, das Verfahren in Sachen Oury Jalloh zu eréffnen. An
der sachlichen Komplexitat der Abl&ufe zwischen ca. 8.00 Uhr am Morgen
und ca. 12.15 Uhr am Mittag des 7. Januar 2005 kann es nicht gelegen
haben. Wir wissen, dass die anwaltlichen Vertreter der Nebenkl&ger immer
erneut drangten. Die Anklageschrift lag friih genug vor. Das Verfahren héatte
spatestens im September 2005 er6ffnet werden kdnnen.

Dass dem nicht so war, erschwerte es allen am Verfahren Beteiligten
erheblich, ja, machte dieses unmdglich, den Ereignisablaufexakt zu rekon-
struieren. So Uberhaupt ein Interesse daran bestanden hat. Minuten, ja
Sekunden spielten eine todliche Rolle. Sie verddmmern rasch, wenn Zeit
verrinnt.

Die 6. Strafkammer, deren Wahrheitsfindung darunter erheblich litt,
erwahnt diesen Umstand der Verzdgerung nicht, der im verschiebenden
Zusammenspiel der polizeilich-justiziellen Instanzen begriindet gewesen
sein muss. Sie machte die Verzégerung nicht selbst zum Thema. Das



Gericht zog aus diesem - mitverschuldeten? - Umstand keine Konsequen-
zen. Solche hétten den Kreis und die Wahl der Zeugen und Sachverstandi-
gen, sie hatten vor allem die Art der Befragung betreffen missen. Allein die
anwaltlichen Vertreter und die Vertreterin der Nebenkléager sorgten flr eine
gewisse Balance. Der Vorsitzende Richter ist hinsichtlich seines Stils, Fragen
zu stellen, vor allem insoweit zu kritisieren, als er nicht zureichend beachte-
te - und spéter bewertend bedachte  dass die Art, in der Fragen gestellt
werden, im Sinne einer eigenartigen Unscharferelation, einen Teil der Ant-
worten, wenn nicht gar die Antworten insgesamt mit produzieren.

5. Lucken, die schrien, konnten sie denn

Gewaltmonopol, Polizeigewalt und Grundrechte. Spétestens seit der Zeit,
Mitte/Ende des 19. Jahrhunderts, da von einer modernen preuBisch-deut-
schen Polizei gesprochen werden kann, ist die deutsche Polizei hochgradig
verrechtlicht. Sprich: Diesseits der Generalklausel fur den Ausnahmezu-
stand - und selbst der wachst dem Schein nach rechtsférmlich weit zu -,
sind polizeiliche Kompetenzen, Instrumente und MaRnahmen rechtsférm-
lich geregelt. Damit wird auch, zuweilen erheblich verzégert, der Wandel
von einer autoritdren zu einer liberaldemokratischen Verfassung und voll-
ends zu einer Verfassung nachvollzogen, in der, wie gemal dem Grundge-
setz seit dem 23. Mai 1949, die Grundrechte jeder Biirgerin und jedes Bir-
gers einschlieBlich zentraler Menschenrechte unmittelbar gelten sollen (Art.
1Abs. 3 GG). Dieser Normverhalt spiegelt sich auch in dem entnommenen
Motto von Lisken/Denninger, das am Beginn dieses Prozessberichts zitiert
worden ist.

Das staatliche Gewaltmonopol spricht dem Staat die Kompetenz zu, not-
falls Gewalt als Mittel einzusetzen - oder anderen Institutionen eine
begrenzte Lizenz hierfiir zu erteilen -, um legitime Ziele durchzusetzen, bei-
spielsweise parlamentarisch verabschiedeten, prinzipiell allgemeinen Geset-
zen Geltung zu verschaffen. Die biirgerlich demokratische Legitimation die-
ser exklusiven ,Gewaltiibertragung” auf den Staat und seine Instanzen
besteht in der Erwartung, dadurch werde der friedliche Verkehr unter den
Burgerinnen und Birgern gewahrleistet bzw. wiederhergestellt, werde er
zuvor individuell oder kollektiv kriminell durchbrochen.

Gewalt, ,,soziologisch amorph®, wie Max Weber formulierte, bleibt aber



ein prekéres, ein fast vulkanisches Mittel. Sie ufert leicht aus. Sie frisst mit
Behagen die ihr Vorgesetzten Ziele. Ein schwer im Zaum der Ziele zu
zugelndes Mittel. Individuell, vor allem kollektiv wird Gewalt auf schwan-
kendem Boden leicht zum Zielersatz. Sie ist darum sehr schwer, gerade auch
von einer Instanz und ihren Vertretern zu kontrollieren, die das Gewaltmit-
tel zu .Schutz und Schirm' der ibrigen Birgerinnen und Birger monopo-
lartig legitim zugewiesen erhalten hat. Auch die hauptséachlichen Mittel der
Kontrolle, die Gewaltenteilungen, die rechtliche Vernetzung von Polizei
(und Militér) wirken ambivalent und bleiben prekar. Je komplexer die
repressiven Aufgaben sind, die neuerdings vor allem praventiv vorwarts ver-
lagert werden, desto schwieriger wird es flr die gewaltenteilig dafiir vorgese-
henen Instanzen, ihre Kontrollaufgaben mehr als symbolisch auszuiiben.
Das Versagen der parlamentarischen Kontrolle ist dafiir beispielhaft. Es ist
unvermeidlich, so wie die mit Gewaltmitteln oft geheim versehenen Instan-
zen, groBmaschig kompetent, agieren. Hinzukommt, dass der Versuch,
polizeiliches Handeln rechtlich méglichst genau zu bestimmen, doppelt
gefahrdet ist. Zum einen dadurch, dass es nicht nur das Gewaltmonopol ist,
das allen rechtlichen Formen unterliegt. Verkirzt gesagt ware die Polizei
gehalten, die ihr geltenden rechtlichen Fixierungen sich selbst gegeniiber
durchzusetzen. Vielmehr werden auch rechtliche Hegungen, die der Polizei
gelten, durch die Komplexitat der Strafverfolgung und neuerdings vor allem
ihre praventive Kehre stark gelockert, Z&unen gleich, durch die man bei
Gelegenheit leicht hindurch schlupfen kann.

In diesem Kontext sind die gegebenen Gesetze und Kontrollvorkehrun-
gen, die dem Einsatz von Mitteln ,,unmittelbaren Zwangs“ durch die Polizei
gelten, menschenrechtlich demokratisch an allen Ecken und Enden unzu-
reichend. Dass die Grund- und Menschenrechte der Biirgerinnen und Biir-
ger zeitlich und sachlich an erster Stelle stehen sollten und sich jeder Zwang
ihnen gegeniiber vorab und, wird er ausgeubt, hinterher peinlichst rechtfer-
tigen musste, scheint grundrechtlich selbstverstandlich. Das Verlangen wird
zwar prinzipiell anerkannt. Es wird jedoch sowohl in den Institutionen der
Polizei, ihrem Handeln wie in den rechtlichen Vertduungen polizeilichen
Handelns samt nachfolgender 6ffentlicher Kontrolle zu wenig eingeltst.
Dazu bedirfte es einer Reorganisation der mit vorab ausgelegter Legitimitat
versehenen Gewalt Ubenden Instanzen.

Das Geschehen am Morgen des 7. Januar 2005 rund um die Polizei in
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Dessau und durch sie bewirkt, bietet dafur einen Musterfall. Er verliert an
seiner .Musterhaftigkeit” nicht dadurch, dass die Dessauer Polizei mit gel-
tenden Vorschriften und Verfahrenserfordernissen ebenso schlampig, wie
fahrlassig umgegangen ist. Uber das vorab legitimierte Gewaltmittel zu ver-
fligen, befordert Schlampereien, Fahrléssigkeiten und grundrechtliche Miss-
achtungen. Schritt fur Schritt ist beim sich verhé@ngnisvoll verdichtenden
polizeilichen Umgang mit Oury Jalloh zu belegen, dass die jeweils handeln-
den Polizeibeamten vorschnell Zwangsmittel einsetzten. Sie driickten aber
ihre Institution aus! Es fehlt an der institutionalisierten Hemmung, Zwang
auszuiiben. Und sei es nur, dass die Dessauer Polizeibeamten rasch zum
Zwangsmittel griffen, weil dies fur sie ungleich bequemer war. (Dieser
Umstand lasst sich im Rahmen der .gré3eren“Politik unschwer beobachten,
wo nach innen und nach auBen gerichtete Gewalteinsatze die mihsamere,
freilich menschenrechtlich demokratisch allein angemessene Politik mit
dem primaren Mittel sprachlicher Formen und materieller Austauscharten
ersetzen).

- Erster, Grundrechte verletzender Gewaltschritt: Oury Jalloh wurde festge-
nommen, statt ihn, wie einem freien Blrger, dessen Integritat oberstes
Grund- und Menschenrechtsgebot darstellt, nach Hause zu geleiten, zu
Bekannten zu bringen 0.a.m.

- Zweiter, Grundrechte verletzender Gewaltschritt: Oury Jalloh werden
Handschellen angelegt, er wird in einen Polizeiwagen gepresst, ihm werden
darin FuBfesseln verpasst, wéhrend er korperlich durchsucht wurde. Vier
Gewaltakte in einem. Und warum? Hatte Oury Jalloh die vier Frauen oder
eine unter ihnen gefahrdet? Nein! Hatte er Gewalt ausgelibt? Nein! Er ist
nur den - vielleicht harsch befehlenden und groben - Polizeibeamten nicht
unterwirfig entgegen gekommen. Sein gutes blrgerliches Recht. Seit wann
- grundrechtlich demokratisch, nicht historisch deutsch gemeint - missen
Burgerinnen und Birger stramm stehen, wenn zwei Polizeibeamte sie mit-
nehmen wollen (von unguten Erfahrungen Oury Jallohs mit der Polizei ist
hier zundchst nicht zu reden). Rundum unzuldssig ware es, die beiden Poli-
zeibeamten hatten unterstellt, Oury Jalloh habe ,,Boses* im Sinn oder getan.
Auch und gerade fiir die Polizei gilt die generelle Unschuldsvermutung und
das Recht jedes Biirgers, gegebenenfalls betrunken zu sein und, ohne ande-
re zu gefahrden, den Gehstil des Schwankens zu Uben!

- Dritter Grundrechte verletzender Gewaltschritt, erneut als Doppellschritt:



Oury Jalloh wird mit arztlicher Diagnosehilfe und aufgrund arztlichen Rats
als ,,gewahrsamstauglich* erkannt. Er wird, an FiBen und Handen gefesselt
auf die Matratze der Zelle 5 geschleppt. Dort wird er an den vorhandenen
vier Halterungen ,,gesichert”. Welche Griinde sprachen dafiir, den keiner
Schuld bezichtigten, keine erkennbare Gefahr ausstrahlenden Oury Jalloh
in den Gewahrsam zu legen. Und dort zu fixieren? Grotesk, wenngleich
polizeilich beliebt, der &rztliche Hinweis, das sei zum Schutz Oury Jallohs
erforderlich, erkenntlich sein groBter eigener Feind. Wie aber kann es, wie
darfes von einer staatlichen, angeblich demokratisch grundrechtlich legiti-
mierten Instanz gerechtfertigt werden, einen Menschen, und sei es ,,nur* fir
Stunden, restlos ihrer Gewalt zu unterwerfen? Freiheit und Integritéat der
Person werden massiv verletzt, ohne dass daftir harte Griinde in der Person
und den Handlungen Oury Jallohs gegeben gewesen wéren. Als hétte er fast
so etwas dargestellt, wie das, was man neuerdings einen ,,Selbstmordattenta-
ter* zu nennen beliebt?!

- Der beteiligte Arzt, jener Dr. Blodau und die aktuell und bald danach mit
Oury Jalloh befassten Polizisten haben sich tber ihre Grund- und Men-
schenrechtsverletzungen hinaus als rechtsunkundig oder rechtsfahrléssig
gezeigt. Dr. Blodau hatte als Arzt dagegen votieren mussen, Oury Jalloh in
eine Zelle zu legen. Er hétte in wenigstens vager Erinnerung an den Hippo-
kratischen Eid und seine nachfolgenden Formulierungen Fixierungen
ablehnen miissen. Und wenn ihm schon &rztliche Ethik eher fremd gewe-
sen sein sollte, hatte er im Rahmen seiner Kompetenzen wissen missen, was
spater der Rechtsmediziner Dr. Bohnert feststellte. Menschen, an H&nden
und FuBen gebunden, werden nicht ruhiger. Ihre Unruhe nimmt zu. Sie
konnten sich also, da eine minimale Beweglichkeit in den Halterungen war,
ungleich gefahrlicher selbst verletzen. Die Fixierung und Isolierung Oury
Jallohs, um ihn angeblich vor sich selbst zu schiitzen, war als negative sich
selbst erflillende Prophetie angelegt.

- Allen ab 9.15 Uhr mit Ouy Jalloh befassten Polizeibeamten einschlieRlich
des polizeinahen Arztes waren, so hat es den plausiblen Anschein, mit den
Erfordernissen nicht sonderlich vertraut, die gestellt sind, wird von ihnen
eine Person in Gewahrsam genommen. Oder sie haben die ndtigen Bedin-
gungen und Vorkehrungen wie Amateure vergessen oder beiseite geschoben.
Der Richter am Verwaltungsgericht in Frankfurt am Main, Frederik Rachor,
fahrt im Kapitel ,,Das Polizeihandeln* im von Lisken/Denninger herausge-



gebenen ,,Handbuch des Polizeirechts” unter Ziffer 10. S. 583 ff. unter
anderem aus: ,,Malgeblich fiir diese Unterscheidung (zwischen ,,Freiheits-
beschrankung“ und ,,Freiheitsentziehung“, d. Verf.) sind Intensitat und
Dauer des Eingriffs, sowie der damit verfolgte Zweck.* Das, was mit Oury
Jalloh am 7. Januar angestellt wurde, erfullt, wie Rachors Darlegungen
wenig spéater deutlich machen, eindeutig den Sachverhalt der Freiheitsent-
ziehung. Er steht sowohl unter einem einfachen Gesetzesvorbehalt und nach
Art. 104 11 GG unter dem Richtervorbehalt. Als einer ,,MaRnahme des
unmittelbaren Zwangs* hat, Rachor gemaB, flr einen solchen Freiheitsent-
zug folgende Kautele beachtet zu werden: ,,Als Faustregel kann, auch wenn
es immer aufdie Umsténde des Einzelfalls ankommt, ein Zeitraum von zwei
Stunden gelten.” (S. 584) In der Folge unterscheidet Rachor verschiedene
Gewahrsamsformen, darunter ,,Verbringungsgewahrsam® und vor allem
praventiv gerichteten ,,Sicherheitsgewahrsam®. Wann aber sind Gewahr-
samsformen (berhaupt zuléssig? Sie sollen Rachor und von ihm zitierten
Landergesetzen gemal auch bei ,,Ordnungswidrigkeiten* ,,zuléssig* sein.
Allerdings nur, wenn es sich um ,,Ordnungswidrigkeiten von erheblicher
Bedeutung bzw. von ,.erheblicher Gefahr fiir die Allgemeinheit” handele.
Allgemein fugt Rachor hinzu: ,,Die Ingewahrsamnahme zwecks Verhinde-
rung von Ordnungswidrigkeiten ist aus rechtlichen Grunden nicht unpro-
blematisch* (S. 588). Was die ,,Schadensprognose* angeht, so misse ,,der
erwartete Schaden bzw. die beflrchtete Straftat (...) unmittelbar bevorste-
hen, um eine polizeilliche Ingewahrsamsnahme rechtfertigen zu kénnen. Es
muss also eine akute Bedrohung der 6ffentlichen Sicherheit vorliegen® (fett
durch Rachor, S.589). Speziell zum ,,Schutzgewahrsam*, den der Arzt und
eher implizit die Polizeibeamten fiir notig erachteten, fihrt Rachor aus:
»Der sogenannte Schutzgewahrsam richtet sich nicht gegen den Storer, son-
dern gegen den, dessen Rechtsgtiter bedroht sind. Die Polizei kann eine Per-
son in Gewahrsam nehmen, wenn dies zum Schutz der Person gegen eine
Gefahr fur Leib oder Leben erforderlich ist, insbesondere weil die Person
sich erkennbar in einem die freie Willensbestimmung ausschliel3enden
Zustand oder sonst in hilfloser Lage befindet. In einem die freie Willensbe-
kundung ausschlieBenden Zustand befindet sich eine Person, wenn sie nicht
in der Lage ist, ihren Willen zu betétigen, oder wenn sie zwar noch in der
Lage ist einen Willensentschluss zu fassen, jedoch nicht mehr nach diesem
Entschluss zu handeln vermag. Dies trifft insbesondere auf Betrunkene zu
(Ausntchterungsgewahrsam). (...) Die freie Willensbestimmung muss
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erkennbar ausgeschlossen sein. Eine bloe Minderung der Geistes- oder
Willenskraft, Gleichgultigkeit gegentiber den Folgen des eigenen Handelns
oder Unfahigkeit zu ruhiger und verntinftiger Uberlegung reichen fiir einen
Gewahrsam nicht aus. (...) Bei willentlichen Selbstgefahrdungen geringerer
Intensitat (im Vergleich zur Selbsttétung; d. Verf.) darf die Polizei jedoch
nicht einschreiten. (...) Bevor eine hilflose Person in Gewahrsam genommen
wird, ist also immer, gegebenenfalls unter Berlicksichtigung ihres mutmalf3-
lichen Willens, zu prifen, ob sie unmittelbar ihren Angehorigen oder einer
anderen zur Firsorge verpflichteten oder sonst geeigneten Person tibergeben
werden kann.“ (S. 592 f) In Sachen ,richterliche Entscheidung* schreibt
Rachor: ,,Der verfassungsrechtliche Richtervorbehalt dient der verstéarkten
Sicherung des Grundrechts aus Art. 2 Il 2 GG. (...) Grundsatzlich ist die
richterliche Entscheidung bereits vor der Ingewahrsamsnahme herbeizufiih-
ren“ (S. 596). In jedem Fall gilt: ,,Die richterliche Entscheidung muss nach
erfolgter Ingewahrsamnahme unverziglich herbeigefuhrt werden (Art. 104
Il 1 GG). Das Herbeiftihren der richterlichen Entscheidung ist eine Amts-
pflicht. (...) Unverzuglich im Sinne der Polizeigesetze bedeutet vielmehr,
dass die richterliche Entscheidung ohne jede Verzogerung, die sich nicht
aus sachlichen Griinden rechtfertigen lasst, herbeigefiihrt werden muss* (S.
597). Fir die ,,Behandlung festgehaltener Personen® ist zu beachten: ,,einer
festgehaltenen Person [misse] unverziiglich der Grund des Festhaltens
bekannt* (S. 601) gegeben werden. Sie misse ebenso unverziglich von den
ihr ,,zur Verfugung stehenden Rechtsbehelfen Gebrauch* machen kénnen.
»unverziigliche Bekanntgabe bedeutet, dass der Grund des Gewahrsams
frihestmdglich, also schon wahrend der Ingewahrsamnahme - und nicht
beispielsweise erst auf der Dienststelle oder im Arrestraum - bekannt gege-
ben wird. Ist der Betroffene etwa wegen Volltrunkenheit nicht aufnahmefa-
hig, so ist ihm der Grund spéater mitzuteilen. Zur Bekanntgabe des Grundes
gehort der Hinweis darauf, aus welchem Sachverhalt die Polizei die Befugnis
zur Freiheitsentziehung herleitet ebenso wie die Nennung der einschldgigen
Rechtsgrundlage. Die Bekanntgabe ist nicht formgebunden. Eine Nieder-
schrift ist jedoch aus Beweisgriinden zweckmaRig“ (S. 601). Fehlten landes-
gesetzliche Bestimmungen zur Rechtsmittelbelehrung sei in jedem Fall eine
polizeiliche ,,Betreuungs- und Firsorgepflicht gegeniiber dem Festgehalte-
nen gegeben® (S. 602, Hervorhebungen durchgehend im Original).

- Das Verhalten bzw. Nichtverhalten der Dessauer Polizei im Zuge der Inge-



wahrsamnahme erscheint angesichts der einschlagigen Grund- und Verfas-
sungsrechte und der von Frederik Rachor vorgetragenen Auslegung auf der
Hohe von Literatur, Landesgesetzen und Rechtsprechung wie eine einzige
Serie von Versaumnissen. Das polizeiliche Fehlverhalten beginnt mit der
mangelhaft begriindeten Festnahme. Die Ingewahrsamnahme ist vollends
unbegrundet. Sie hétte spatestens um 11.45 Uhr zureichend begriindet wer-
den miissen, als die Zeugin Hopfner begleitet vom Polizeibeamten Schulz
ein letztes Mal vor dem Brandalarm zur Zelle 5 niederstiegen, und weil dies
nicht moglich war, ware sie aufzuheben gewesen. Dass es nicht geschah,
kann nur als ein grobes Versdaumnis festgestellt werden. Hier ankert unter
anderem die Schuld der Polizeibeamtin Hopfner, nicht in ihrem vom Druck
ihrer Bezugsgruppe und ihrem moglichen Wissen um die eigenen Versaum-
nisse bestimmten gerichtlich présentierten Aussagen aus Wahrheit und
Liige.

- Zieht man die Polizeigewahrsamsordnung fiir Sachsen-Anhalt hinzu
(RAErl des MI vom 27.3.1995 - 21.2.12340-1), werden eine Reihe weiterer
Abgrunde erkenntlich. Sie wurden weder von der Anklage, noch wenigstens
von der 6. Strafkammer aufgedeckt (Die 6. Strafkammer zitiert den ministe-
riellen Runderlass zwar. Sie geht jedoch auf ihn und seine Bedeutung fiirs
Verfahren nicht ein). In diesem Runderlass heil3t es unter anderem: ,,Fiir
den Vollzug dieser Vorschrift ist grundsétzlich der Leiter der Polizeidienst-
stelle verantwortlich.* Wo blieb der befragte Leiter wahrend des Verfahrens?
Dieser Leiter erlasse, ,,soweit erforderlich* eine ,,Feuerlésch- oder Hausord-
nung“. ,,Die Ingewahrsamnahme ist so schonungsvoll wie vertretbar zu
gestalten. Die Gefahr gesundheitlicher Schéden ist zu vermeiden®, heif3t es
in Ziffer 3. Zum Gewahrsamsraum wird unter Ziffer 4. in Abschnitt 4.2.
verlangt. ,,Die Gewahrsamsrdume und die Ausstattungs- und Gebrauchsge-
genstande sind vor und nach jeder Belegung oder jedem Wechsel in der
Belegung zu Gberprifen.” Unter 5. heif3t es vor allem: ,,Fiir die Unterbrin-
gungszeit muss ausreichend Personal zur Verfugung stehen.* Unter Ziffer 9.
wird gefordert: ,,Fir den Polizeigewahrsam sind nachfolgende Blicher zu
fuhren: a) Buch Uber Freiheitsentziehungen - Vordruck 08.025. b) Dienst-
nachweisbuch - Vordruck 08.023.2.* Nach anderen wichtigen Ausfuhrun-
gen u.a. zur Feststellung der ,,Gewahrsamsfahigkeit* heil3t es unter Ziffer 15
(und entspricht dem, was oben nach Rachor referiert worden ist): ,,15.1.
Wird eine Person in Gewahrsam genommen, ist ihr unverziglich der Grund



bekannt zu geben. 15.2. Der verwahrten Person ist Gelegenheit zu geben,
einen Angehdrigen oder eine Person ihres Vertrauens zu benachrichtigen
(...).“ Unter 23. (23.3.) steht: ,,Im Polizeigewahrsam mussen die erforderli-
chen Sanitatsmittel fiir die Leistung Erster Hilfe vorhanden sein.” Unter 24.
freilich leistet der Absatz 24.2. ministerielle Vertuschungshilfe. ,, (...) Die
Anzeige (des Todes, d. Verf.) darfkeinen Hinweis aufden Polizeigewahrsam
als Sterbeort, sondern lediglich Angaben Uber Strale und Hausnummer
enthalten”. Unter dem Rubrum ,Sicherheit im Polizeigewahrsam® wird
unter 31.1. verlangt: ,,Die Schlissel sind jederzeit (...) zuganglich zu ver-
wahren.“ Unter 31.3. ,,Kranke, betrunkene oder benommene Personen sind
im Abstand von hochstens 30 Minuten zu kontrollieren (...). 32. Gewahr-
samszellen sollen nur von zwei Beamten gemeinsam betreten werden. (...)“

Selbst diese Minima sind am 7. Januar 2005 nicht beachtet worden. Die
Spannung, nicht selten der Widerspruch zwischen Verfassungsrecht und
Verfassungswirklichkeit setzt sich bis hinunter zu ministeriellen Runderlas-
sen fort. Das ist Kennern von umfanglichen Birokratien nicht neu. Aufdie
birokratische Implementation von Gesetzen und Erlassen kommt es alle-
mal an. Dazu sind Organisationen entsprechend Gbersichtlich, mit klar
markierten Verantwortlichkeiten einzurichten. Jedenfalls lassen die huma-
nen Kosten, hier ein birokratisch wenigstens mit erzeugter Tod, das Errei-
chen der Mordgrenze also, kein Lob der Routine zu. Im Gegenteil. Erneut
wird deutlich, in welchem Umfang Verfahrens-, mehr noch grundrechtsun-
sicher sogenannte Sicherheitsbehdrden sind. Das ist nicht akzeptabel. Das
ist auch durch den gerichtlich beliebten Hinweis auf,,Murphys Law* (Alles,
was schiefgehen kann, wird auch schiefgehen.) nicht als ein &rgerliches, aber
unvermeidliches Allgemeinph&dnomen abzutun. G&be es noch Steigerungen
sind allerdings die bewusste und gewollte Borniertheit von Anklage und
Urteil noch weniger akzeptabel. Eine zureichende justizielle Kontrolle poli-
zeilichen Fehlverhaltens durch Staatsanwaltschaft und Strafgericht fanden
nicht statt. Arme Burgerinnen und Burger.



6. Aus der Fulle der Fahrlassigkeiten, so dieser Aus-
druck angemessen ist, erwachst ein institutionali-
siertes System, das immer wieder tddliche Resultate
erzeugen kann.

Die Uberschrift dieses Abschnitts kann wie eine Feststellung gelesen wer-
den. Es ist in den vorausgehenden Abschnitten und Kapiteln so viel Materi-
al ausgebreitet, sind so viel Aspekte desselben présentiert worden, dass wir
nun die kritisch Lesenden nicht dadurch langweilen wollen, die lange Liste
der Versdumnisse noch einmal aufzuzdhlen. Wir haben die polizeilichen
Saumnisse von verschiedenen Perspektiven aus benannt und bewertet. Der
Ausdruck ,,System* besagt in diesem Zusammenhang ein Dreifaches. Zum
einen: So sehr die Polizeibeamten und ihr Verhalten an diesem Vormittag
wirksam waren, so wenig ist der bewusste Wille eines Beamten oder weniger
Beamte nachweisbar, Umstande herbeizufiihren, die den Tod Oury Jallohs
bewirken sollten. Und hier und hier allein folgen wir dem 6. Strafsenat.
Zum zweiten: Mit Oury Jalloh wurde an diesem Morgen nicht als einem
freien und integren Menschen umgegangen. Stattdessen wurde aufkontinu-
ierlich sich verscharfende Zwangsmittel gesetzt. Das trifft auf die Polizei
Dessaus, jedenfalls an diesem Tage und im Hinblick auf diesen Fall insge-
samt zu. Zum dritten: Damit steht die Institution der Dessauer Polizei vom
Kopfbis zu den FiiRRen, als umbauter, mit Instrumenten ausgeristeter Raum
wie als organisierter Handlungszusammenhang zur anklagenden Dispositi-
on. Der Vorsitzende Richter Steinhofif hat in seiner fast spontan anmuten-
den mindlichen Urteilsbegriindung darauf hingewiesen, ein wahrheitser-
pichtes Strafverfahren habe nicht stattfinden kénnen. Uber das Strafverfah-
ren habe sich der dichte Mehltau der Ligen in Rationalisierungsformen und
der Rationalisierungen als Liigen gelegt. Dennoch blieb seine harsch gedu-
Rerte Kritik oberflachlich. Das entspricht den Grenzen gewd6hnlicher Straf-
verfahren. Diese sind nach wie vor selbst idealer Weise in aufgeklérter Ver-
kirzung nahezu exklusiv darauf angelegt, personale Schuld prinzipiell kau-
sal zurechenbar zu entdecken und zu beurteilen. Am besten durch ein
Schuldeingestandnis Angeklagter; am zweitbesten durch ausnahmsweise
moglichen Kausalbeweis; am meisten problematisch, aber in der Regel
durch mehr oder minder dichte und plausibel interpretierbare Indizien
nachzuweisen und mit strafenden Sanktionen zu versehen. Solche aufkla-
rungserpichten Strafverfahren sind in einer Zeit .erfunden genauer allméh-
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lieh und windungsreich entwickelt worden, die die formierende Kraft gro-
Rer Apparate und Birokratien noch nicht kannte. Diese Zeit wusste auch
nicht darum, wie sehr Angehorige solcher Apparate von diesen bis in Details
ihres Bewusstseins und Verhaltens hinein formiert werden (sozialisiert und
habitualisiert). Selbst wenn darum Gerichte ,,Schuldige® im Unterschied
zum Dessauer Verfahren erkennen zu kénnen meinen, fehlen sie unter dem
Signum exKklusiv personaler Zurechenbarkeit. Fir solche Urteile gilt dann
die schon spatmittelalterlich/friihneuzeitlich geduRerte Kritik in quantitativ
und qualitativ veranderter Weise: ,,Die Kleinen hangt man und die Grof3en
l&sst man laufen®, will heute sagen: Einzelne schwarze Schafe greift man her-
aus, den Stall aber, die Institution und ihre herrschenden Funktionen, die
u.a. die Schafe schwarzt, lasst man bestehen. So stehen schon die néchsten
schwarzen Schafe Reihe. Der Stall und seine Schafsfunktionen bleiben
unverdndert. Lassen wir dahingestellt, wodurch die erheblichen Verande-
rungen zwischen miindlicher Urteilsbegriindung und den schriftlich ausge-
fertigten Urteilsgriinden bewirkt worden sind. Weniger nach ,,allgemeiner
Lebenserfahrung®, vielmehr aufgrund soziologischer und sozialpsychologi-
scher Einsichten liegt die Annahme nahe, der Druck in Dessau und Sach-
sen-Anhalt angesiedelter Bezugsgruppen habe sich, dem Fall FIopfner nicht
undhnlich, auf die 6. Strafkammer und ihren Vorsitzenden Richter ausge-
wirkt. Wichtiger ist, dass die herrschenden strafrechtlichen und strafprozes-
sualen Meinungen ein Gericht daran hindern, mit dem analytischen Spaten
eine Stufe tiefer zu graben und vom System phanomenaler Fahrléssigkeiten
zur Institution der Polizei im gegebenen staatlichen Kontext weiter zu
schreiten. Dazu war der 6. Strafkammer ein zentraler Artikel der Strafpro-
zessordnung (StPO) (beraus nutzlich, der dem ansonsten mit der Strafge-
richtsbarkeit verbundenen Wahrheitsanspruch strikt widerspricht, der Juris
prudentia, die Lebens- und Herrschaftsklugheit des Rechts und der Gerich-
te macht’s moglich. ,,§ 261 (Freie Beweiswiirdigung) Uber das Ergebnis der
Beweisaufnahme entscheidet das Gericht nach seiner freien, aus dem Inbe-
griff der Verhandlung geschopften Uberzeugung.“ (StPO) Wenn das kein
Freibriefjustizieller Willkir und methodischer Schlampereien ist, dann gibt
es keinen. Freilich: Dahinter verbergen sich, rechtssoziologisch formuliert,
die herrschende juristische Meinung und die in ihr steckenden starken
Interessen.
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7. Der Punkt auf dem i gerichtlich bestatigter Fahrlas-
sigkeiten

Im vorletzten, vierten Kapitel der Urteilsbegrindung (IV.) wird aufden Sei-
ten 62 - 65 (danach folgt kurz Analoges zum Angeklagten M.) begriindet,
warum der ,,Angeklagte S.“ ,,aus tatséchlichen Griinden* . freizusprechen®
sei. Zuerst wird hervorgehoben, ein ,Wissens- und Wolienselement eines
Korperverletzungsvorsatzes* seien ,,nicht gegeben® gewesen. Diese Bestéti-
gung begriindet ein schier ungeheuerlicher Satz: ,,Im Denken des Angeklag-
ten S. waren nach dem Auslésen des Alarms des lonisationsrauchmelders
keine Vorstellung davon vorhanden, dass Ouri Jallow korperlichen Schaden
leiden muss. Er dachte vielmehr zundchst an einen Fehlalarm und dann an
einen Feuchtigkeitsschaden in der Anlage* (Urteil, S. 62).

' Es folgen weitere Argumente, die belegen, wie sensibel sich das Gericht
»ins Denken* des Beamten S. einfiihlt. Es gibt seinen friher geduBerten
,»Glauben* an dessen stimmige Aussagen als so gewesene Wirklichkeit aus.
Das Ungeheuerliche am zitierten Satz besteht nicht nur darin, dass das
Gericht institutioneile Schlampereien menschenwidrigen Effekts, an denen
S. mitgewirkt hat, nun zur Entschuldigung seiner unzuldssigen Vermutun-
gen anfiihrt (,Fehlalarm®, ,,Feuchtigkeitsschaden®). Das Ungeheuerliche
besteht vielmehr in der bestatigten humanen Phantasielosigkeit oder dem
wahrhaft schuldhaften, freilich burokratisch tblichen Mangel an Vorstel-
lungskraft. Das ist ein zentrales Element dessen - es wurde oben schon
berlihrt -, was Hannah Arendt unter der ,,Banalitat des Bdsen* verstanden
hat. Ihr ging es nicht darum, Entschuldigungsgriinde fiir eine am nazistisch
deutschen Genozid beteiligte Person anzufiihren. Eichmann. Im Gegenteil.
Unzureichend ausgefiihrt wollte sie weit Gber den konkreten Anlass hinaus
herausarbeiten, dass eine Analyse des Massenmords, die primér auf Perso-
nen als Tater abhebt, eine Personalisierung des ,,Bosen* also, verharmlose.
Erst wenn man den sozialen Kontext in seiner Breite und Tiefe ermittelt,
kann man vergangene Untaten eher begreifen und kann kommende Unta-
ten eher vermeiden. Vor allem muisse die alte lateinische Devise: ,,Wehre den
Anfangen®, verstanden werden. Den Institutionen, die Phantasielosigkeit
fir andere Menschen einlben, die Mangel an Ubergreifender Verantwor-
tung arbeitsteilig und fachidiotisch pramieren, gilt es entgegenzuarbeiten.
Arendts berechtigter institutioneller Hauptakzent bedeutet allerdings nicht,
dass man die ideologischen Funktiondre und Exekuteure, die individuell



und kollektiv Verbrechen vorbereiten und ausfiihren, mit Persilscheinen
ausstatten durfte. Im Umkreis unseres Falls, der Geschehnisse am 7. Januar
2005 und dem Verfahren vor dem Dessauer Landgericht zitieren wir den
entscheidenden Satz noch einmal, indem wir seine am meisten symptoma-
tischen Worte hervorheben: ,,Im Denken des Angeklagten waren nach dem
Ausldsen des lonisationsrauchmelders keine Vorstellungen davon vorhanden,
dass OuriJallow kdrperlichen Schaden erleiden muss.* Im Denken der lieben-
den Mutter war keine Vorstellung davon vorhanden, dass das heil3e Wasser,
das sie in die Badewanne goss, das Kind verbriihen kénne.

Auch wir hegen die Ansicht, dass aufgrund der uns freilich allein gericht-
lich ausgewahlt vorgestellten Zeugnisse, der Beamte S. nicht nach § 222
StGB, der fahrldssigen Tétung Uberfiihrt erachtet werden kann. Schliissig
und ohne jeden Zweifel. Die 6. Strafkammer geht jedoch methodisch einen
qualitativen Schritt weiter. Sie behauptet: ,,Es konnte nicht festgestellt wer-
den, dass der Tod Ouri Jallows objektiv (Hervorhebting durch uns, d. Verf.)
vermeidbar gewesen wére flr den Angeklagten S.“ (Urteil, S. 63). Danach
befasst sie sich mit dem Bruchteil einer Sekunde, in dem Oury Jalloh ,,inner-
halb der ersten 2 Minuten nach dem Ausbruch des Brandes verstarb®. Sie
folgt den mehrfach als ,,zutreffend” - welche AnmaBung in methodologi-
scher Unbedarftheit! - qualifizierten Ausfuhrungen der allein rekonstrukti-
ve Uberlegungen anstellenden Gerichtsmediziner. Die juristische Transfor-
mation der Wirklichkeit steckt im Wdrtchen ,,objektiv®. Das Eigenschafts-
wort ,,subjektiv allein wére zuléssig. ,,Objektiv“war ndmlich der an diesem
Tag leitend bestimmende Beamte S. mit den gesamten grundrechtlich halt-
losen Umgangsformen des zwangsweisen Nichtumgangs, sprich der Ver-
dinglichung Oury Jallohs spatestens ab der Ingewahrsamnahme und der
fixierenden Ohnmachtsbettung Oury Jallohs beteiligt. ,,Objektiv* sind in
der Folge der polizeilichen Manahmen ab 9.30 Uhr des 7. Januar 2005 die
Bedingungen des Tods mutmalilich durch Hitzeinhalation geschaffen wor-
den. Die positive Entschuldungsaktion der 6. Strafkammer geht aufder fol-
genden Seite weiter. Dort wird groRziigig gerichtserkannt, dass ,,keine Sorg-
faltspflichtverletzung“ des Angeklagten Vorgelegen habe. Einem ,verant-
wortlichen Dienstgruppenleiter” misse ,,zugestanden werden, dass er sich
durch nahes Herantreten an die Melde- und Bedienvorrichtung kurz verge-
wissert, was angezeigt ist“. Just in einem Zusammenhang, wo jeder Bruch-
teil einer Sekunde zéhlen kann, wenn Feueralarm gegeben ist und von der



Zelle eines hilflos liegenden Menschen kommt, gibt sich die Strafkammer
groRziigig. Was trieb das Gericht nur dazu, statt seine beschrinkten Beweis-
moglichkeiten einzugestehen und darum festzustellen, eine individuelle
Verurteilung sei strafrechtlich/strafprozessual nicht mdglich, weil fir den
geringsten Zweifel der alte Grundsatz gdlte: ,,in dubio pro reo”, nun seiner-
seits das polizeiliche Verhalten der zustdndigen Beamten aufler der ,armen*
Frau Hopfner tber jeden Zweifel erhaben darstellen zu wollen? Das Gericht
irt! Und dies hat es nach eigenem Prozessbekunden bewusst getan, sprich:
gelogen.

8. Der strukturelle Mord an Oury Jalloh
am 7. Januar 2005

Die Polizei in Dessau und die politischen Instanzen, die eine solche Polizei
einrichten und gebrauchen, sind schuldig.

»Struktureller Mord* ist kein Straftatbestand deutschen Strafrechts. Er ist
nicht vorgesehen. Dass und warum das so ist, wurde in einem friiheren
Abschnitt angedeutet. Es ist an dieser Stelle nicht weiter zu erdrtern. Selbst-
verstandlich sind das Strafrecht und Strafprozessrecht in Genesis und Gel-
tung hochgradig politisch. Gerade darum wurden und werden politisch-
staatliche Einrichtungen in ihm nicht zum Thema. Sie liel3en sich allenfalls,
dann aber sehr wohl - und dieser Vorwurf gilt der 6. Strafkammer -, in den
Urteilsgrinden thematisieren. In diesem Sinne ist es konsequent, wenn im
zitierten Runderlass des sachsen-anhaltinischen Innenministers steht: ,,Die
Anzeige (von Todesféllen, d. Verf.) darf keinen Hinweis auf den Polizeige-
wahrsam als Sterbeort (...) enthalten.” Was mdgen wohl die Interessen an
solchem Verschweigen sein?!

LStruktureller Mord“ wurde einem anderen, seinerzeit viel umstrittenen
Begriff des norwegischen Friedensforschers Johan Galtung nachgebildet. Er
formulierte Ende der sechziger Jahre des 20. Jahrhunderts den Begriff
SStruktureller Gewalt”. Mit ihm wollte er vor allem darauf aufmerksam
machen, politisch geschaffene Umstande seien dafiir verantwortlich zu zei-
hen, wenn beispielsweise arme und verelendete Menschen in einer anson-
sten eher wohlstandischen Gesellschaft zu leben gezwungen seien. Ungleich



geschaffene und immer erneut bestatigte Verhéltnisse Ubten ihrerseits
Gewalt gegen einzelne oder ganze Gruppen von Personen, ja Lander insge-
samt aus. Solches Gewalthandeln l&sst sich jedoch nicht direkt beobachten
und nicht unmittelbar einzelnen Personen zuschreiben. Nur seine Resultate
sind offenkundig. So man Augen hat, zu sehen. Beispielsweise ware es ober-
flachlich, ja falsch, wenn auf Politiker X und Handlung Y hingewiesen
wirde, so kapitalistisch und staatlich systemisch produzierte wie rechtlich
und vom Gewaltmonopol gesicherte Ungleichheit und ihre verelendenden
Folgen thematisiert werden. Solche Gewalteffekte werden durch die Bedin-
gungen politischer und ékonomischer Produktion geschaffen. Sie gehen auf
Ungleichheit schaffende und verarmende Verhaltnisse, Gesetze, sozialpoliti-
sche Einrichtungen u.d.m. zurlck. Letztere werden durch Personen vertre-
ten. Diese Personen (,,Funktionére®) kénnten jedoch nicht als isolierte Indi-
viduen dafiir verantwortlich erklart werden.

Mit dem Ausdruck ,,Struktureller Mord* verhélt es sich dhnlich. Wie
beim Begriff ,,Struktureller Gewalt”“ muss man darauf achten, ihn nicht
inflationdr zu verwenden. Dann vergeudete man seine analytische und seine
politisch-moralische, an Grund- und Menschenrechten ausgerichtete
Potenz. Dann reduzierte man ihn zu einem bloRen Etikett, das mehr oder
minder beliebig, also unverbindlich, einem Vorgang aufgepappt werden
kdnnte. Pseudokritisch!

In Sachen 7. Januar 2005 und dem Polizeigeschick, das Oury Jalloh tod-
bringend erlitten hat, ist der Ausdruck ,,Struktureller Mord* einzig ange-
bracht. Nimmt man ihn ernst, dann verflacht er nicht. Er verkommt zu kei-
ner pauschalen Bewertung. Er ist fiir die Ereignisse am Polizeimorgen in
Dessau aus folgenden, nur noch zu pointierenden Grinden angebracht.

- Selbst wenn es moglich gewesen wére, den Polizeibeamten S. und M.
eine personliche Schuld am Tod Oury Jallohs so nachzuweisen, dass beide
fiir den Tod den Ausschlag gegeben hétten, ware das, was am 7. Januar 2005
passierte und wie es passierte, wére auch das Zeuginnen- und Zeugenverhal-
ten anlésslich der diversen Vernehmungen, nahezu ohne Ausnahme Polizi-
stinnen und Polizisten, damit nicht angemessen beurteilt. Sie waren alle
mitverschuldende Faktoren.

- Der Begriff ,,struktureller Mord* ist darum hdchst konkret und nicht
verquast, weil die ,,Wagenburgmentalitat* der Polizei allein dadurch schuld-
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haft erfasst werden kann. Eine ,,Wagenburgmentalitit” hielt Rechtsanwalt
von Klinggraffin seinem Pladoyer der Polizei vor. In ihr fasste er die Quint-
essenz von deren Verhalten im Verfahren zusammen. Gelogen wurde, dass
sich die Balken gebogen hatten. Von prozessbezogenen AuRerungen der
Polizeileitung bis zum von Polizeibeamten umstellten und durchdrungenen
Gerichtssaal sorgte die Dessauer Polizei insgesamt dafir, dass das Verfahren
den von ihr gewinschten Ausgang nahm. Quod est demonstrandum. Wie
am Urteil und seiner schriftlichen Begriindung zu beweisen ist.

- Den Ausdruck ,,Struktureller Mord* zu verwenden, hei3t nicht ober-
flachlich zu etikettieren. Das oben noch einmal vorgestellte ,,System polizei-
licher Fahrlassigkeit*, wére anders nicht zu begreifen. Das hob an mit einer
Reihe das tddliche Schicksal geradezu herausfordernden mangelhaften sach-
lichen Vorkehrungen innerhalb der Institution der Polizei. Feuerltscher ist
nur der Name einer schuldhaft versdumten sachlichen Ausstattung. Das
ging weiter mit einem innerorganisatorischen Mangel an Koordination und
Kooperation. Dieser wurde just dort offenkundig, wo die Polizei ihre insti-
tutioneile Qualitat als Assoziation kompetenter Frauen und Mé&nner hatte
beweisen missen. Das endet mit einer wenigstens praktischen Unkenntnis
der Grund- und Menschenrechte mitsamt einem unverantwortlichen
Umgang mit polizeilicher Zwangsgewalt. Ginge es mit verfassungsrechtlich
rechten Dingen zu, miisste von der Institution der Polizei und ihrem ,Geistl
(im Sinne von Montesquieus ,,De I’esprit de Lois*) und muiisste folgerichtig
von jeder Polizistin und jedem Polizisten mit dem Gewaltmittel wie mit
rohen Eiern umgegangen werden. Und durchgehend auf das aktuelle Opfer
des Gewalteinsatzes primdr bezogen. Also verfehlte jedes Urteil die Sach-,
Ereignis- und Personalverhalte, das Dessau am Morgen des 7. Januar 2005
zum Thema macht, fande es nicht die Polizei an erster und letzter Stelle fiir
schuldig (und hintergriindig Gesetzgeber und politische Exekutive).

- Nicht folgenlos ist der Ausdruck ,,Struktureller Mord* zu gebrauchen,
ginge es menschenrechtlich demokratisch mit rechten Dingen zu. Da der
begangene Mord auf polizeiliche Organisations- und Verhaltensmuster
Zurtckzufuhren ist, auf Formen der Ausbildung, der Kontrolle, auf gesetzli-
che Vorschriften und Verwaltungsverordnungen, ja auf die Funktion des
Gewaltmonopols insgesamt, das unzureichend demokratisch menschen-
rechtlich eingemeindet worden ist, da all dem so ist: mussten sich Regierung
und Parlament, miissten sich die demokratische Offentlichkeit und ihre



Akteure mit diesem Strukturellen Mord folgenreich befassen. Anders mis-
sen sie sich den Vorwurf gefallen lassen, an solchen Strukturen, die Mord
gebéren, mitgewirkt zu haben. Und weiterhin mitzuwirken.

V. Der Kontext ist lebendig noch, aus dem das
kroch

a) Zum Problem sozialen Kontextes. Dass die materiellen Bedingungen,
unter denen Menschen aufwachsen, Bewusstsein bilden und ihre Verhalten
pragen, ihr Handeln oder auch ihr passives Hinnehmen entscheidend beein-
flussen, dirfte nicht weiter darzulegen sein. Der Ausdruck ,materielle
Bedingungen* umfasst nicht nur die kruden, wenngleich wichtigen Mittel
physischen Lebens, welche Lebensmittel vorhanden und wie sie verteilt
sind, wie sie und unter welchen Verhéltnissen produziert werden. In die
Begriffsschublade gehdren vor allem die vielen institutionellen Faktoren, die
rechtlichen und informellen Bestimmungen, die Art der hauptséchlichen
Umgangsformen unter den mit- und/oder gegeneinander wohnenden Men-
schen, ihre Einschatzungen, Urteile und Vorurteile unter- und Ubereinan-
der. Zu den .materiellen Bedingungenlgehort kurz das, was ihre soziale, ihre
politische Kultur mit ihren feinen und groben Unterschieden in einem wei-
teren Sinne ausmacht. Weil dem so ist und weil gerade heute die Definiti-
onsmacht .&uRerer” Bedingungen bis in die Intimsphédren der Menschen
reicht, sind viele konkreten Verhaltensweisen und Effekte aus eben diesen
konkreten Verhaltensweisen und Effekten selbst nicht mehr zu erkléaren. Die
bestimmungsméchtigsten Faktoren sind oft eher abstrakt, zuweilen schier
ungreifbar abstrakt wie die globalen Konkurrenzen. Das, was ,konkret*
geschieht, ist in einem wortlichen, vom Lateinischen herkommenden Sinne
(das Zusammengewachsene) oft nur verstehbar, wenn man die Faktoren
ausfindig macht, die schlieBlich zum konkreten Bewusstsein und Verhalten
.Zusammengeschossen“sind.

Freilich, vom gesellschaftlichen Kontext zu reden, enthdlt mehrere
Gefahren - nicht undhnlich dem Reden von ,,Struktureller Gewalt* oder
vom ,,Strukturellem Mord“. Es kann missbraucht werden, wie eine Selbst-
verstdndlichkeit, auf die man folgenlos hinweist wie auf eine Art soziales
Wetter. Von ,,gesellschaftlichem Kontext* zu sprechen, kann, eng damit ver-



bunden, Unverbindlichkeit zur Folge haben. Personale Entschuldigungsfin-
ten, nicht ,,ich“ oder ,,wir“, ,,die Verhaltnisse* sind schuld. Nicht eine recht-
liche Regelung, die Institutionen und ihre Représentanten sind verantwort-
lich, ,,Sachzwange” wie die Globalisierung, verschérfte Konkurrenz, die
irgendwie herab geregneten Bedingungen des Arbeitsmarkts scheinen bei-
spielsweise 2003 das Gesetz Hartz-1V .erzwungen' zu haben. Oder 2009 die
roh gezimmerten Gesetze zur Rettung von Banken. Oder den undurchdach-
ten Korb regierungsamtlicher Pharmazie zur Konjunkturstimulanz. Die
hdchst konkreten Interessen werden unter den Teppich der Umstande
gekehrt. Darum ist es allemal nétig, das, was man unter ,,gesellschaftlichem
Kontext“ versteht, so genau wie mdglich zu orten. Vor allem die Faktoren
sind zu benennen, denen man das hauptséchliche Einflussgewicht eines
Sachverhalts, zum Beispiel einer Kontinuitat polizeilichen Verhaltens wie
am Morgen des 7. Januar 2005 zuordnet. lhre Entstehungs- und ihre Wir-
kungsbedingungen (Genesis und Geltung) sind ausfindig zu machen. Ein
letztes Problem sei angedeutet. Das ist mit dafiir verantwortlich, dass Kon-
textfaktoren in Strafverfahren eine begrenzte Rolle spielen. Soziale Lebens-
umstande werden beispielsweise seit Gustav Radbruchs groRem Vorbild
wenigstens benannt (Der ,, Tater kommt aus bedriickenden Verhaltnissen:
nach der Art: friih getrennte, arm, gar ,,verwahrlost* lebende Eltern; schla-
gender Stiefvater; Heimerziehung, Mangel in Ausbildung und Arbeitsfin-
dung usw.). Jenseits der aus der Aufklarung her stammenden strafrechtli-
chen Fiktion allemal bewusster und absichtsvoll, ja souverédn handelnder
Menschen aber ist einzurdumen, wie schwierig es ist, abstrakte Kontextfak-
toren mit innerinstitutionellem und personalem Handeln zu vermitteln.
Darum ist es im Wissen um die Bedeutung materiellen Kontextes meist
geboten, mit dem zum Problem, zum Unfall, zu einem mdglichen Verbre-
chen gewordenen Handeln zu beginnen. Aus dem besonderen ,,Fall®, seinen
beobachteten Mangeln und Widerspriichen und auf ihn zu, sind die eher
allgemeineren Kontextfaktoren zu entwickeln. Sie sind mit ihm zu vermit-
teln, indem Besonderes verallgemeinernd ausgeweitet und ergénzt wird.
Danach sind die allgemeineren Bedingungen Stiick um Stiick zuriick zum
besonderen Fall zuriickzufthren.

b) Wie kam es zum ,,strukturellen Mord“ an Oury Jalloh? Wie ist Oury Jal-
lohs Verhalten zu erklaren, soweit am 7. Januar 2005 erkenntlich war und
eine Rolle spielte? Die nétige mit der Dessauer Polizei und ihrem strukturel-



len Mord mit Oury Jalloh als Opfer anhebende gesamtgesellschaftliche
Kontextanalyse wollen und kdnnen wir an dieser Stelle nicht leisten. Da
mussten wir noch genauer beobachten und viel breiter ansetzen. Etwa
indem wir die lange Geschichte deutscher Vorurteile und ihrer VVerschnu-
rungen behutsam und bestimmt aufdrdselten. Wir wollen nur auf einige
ihrer notigen Dimensionen und Themen aufmerksam machen. Sie lassen
sich schliissig mit dem vermitteln, was wir seither dargelegt haben. Umge-
kehrt gilt ebenso: das, was wir im Begriff eines ,,strukturellen Mordes* fas-
sen, ist ausreichend nur zu verstehen, wenn man nicht beim 7. Januar 2005,
Oury Jalloh und den polizeilich bestimmten Ereignissen zwischen ca. 8.00
Uhr am Morgen und ca. 12.15 Uhr am Mittag stehen bleibt.

Die erste Dimension. Polizeilicher Gewaltgebrauch. Aufdiesen haben wir
schon hingewiesen. Indem wir vor allem den fahrlassigen Umgang mit der
Ingewahrsamnahme und dem polizeilichen Verhalten wahrend der Stunden
pointierten, in denen Oury Jalloh gewahrsamsgefesselt war und getétet wor-
den ist. Die Dessauer Polizei ist nicht zu entschulden. Das sind keine klei-
nen Schlampereien und vernachlassigbaren Verhaltensweisen, die den Mord
an Oury Jalloh produzierten. Falsch wére es dennoch, zu verkennen, in wel-
chem Ausmal? das Verhalten der Dessauer Polizei in fast allen Details und
Aspekten allgemeinen Charakter besitzt. Die Polizeiangehtrigen werden
nicht zureichend geschult. Das Polizeirecht ist nicht ausreichend genau und
eindeutig restriktiv normiert. Der grundrechtliche Primat wolkt, pathetisch
aufgeblasen, allgemein uber dem téglichen Tun. Grundrechtlich durchge-
hend imprégniertes Recht ist nicht so fein ziseliert worden, dass alle Akte
unmittelbaren Zwangs vom ersten Augenblick nur mdglich sind, wenn
erschwerenden Auflagen geniigt wird. Im Zuge der .Vorwértsverrechtli-
chunglpolizeilichen Handelns seit den 70er Jahren des letzten Jahrhunderts
haben die informationeilen und praventiven Kompetenzen der Polizeien
quantitativ und qualitativ in einem langen, technologisch armierten Kom-
petenz- und Ermachtigungssprung zugenommen. Das verstehen wir mit
dem Ausdruck ,,Vorwaértsverrechtlichung“. Die polizeilichen Kompetenzen
sind verdichtet und ausgeweitet worden. Fast niemand mehr tbersieht die
Spinnennetze. Es gibt keine Instanz mehr, von Personen zu schweigen, die
sie kontrollieren konnte. Vielmehr sind die Formen des Polizeirechts so aus-
geleiert worden - unbestimmte Rechtsbegriffe, Blankettausdriicke, pau-
schale Zielbestimmungen -, dass die Polizeigesetze kleinen Erméchtigungs-



gesetzen gleichen. Anders ausgedriickt: die Gesetze bieten keine biirgerliche
Rechtssicherheit. Die Polizei kann sich situationsspezifisch herausreden.
Kein Gericht ist zur genauen Kontrolle in der Lage. Es kommt ohnehin
immer zu spét. Das Unglick ist passiert. Je nach Situation und ihrer polizei-
lichen Einschatzung kann gehandelt werden (eine Art polizeibezogener
okkasioneller Dezisionismus). Hinzu kommt, dass die direkten und indirek-
ten Auswirkungen der langst alten Technologien, der Informations- und
Kommunikationstechnologien besonders auch auf innerpolizeiliches Han-
deln unzureichend begriffen und geregelt sind. Diese Veranderungen des
Polizeirechts und seines Kontexts unter dem Generalaspekt erhohter, préa-
ventiv gewandter Sicherheit jenseits aller individuellen Grund- und Men-
schenrechte wirken sich auch in polizeilichen Handlungszusammenhéngen
aus, bei denen nicht unterstellt werden kann, sie hingen mit irgendeiner ter-
roristischen Gefahr zusammen. Allgemein wird das polizeiliche Gewalt-
und Zwangsmal} entgrenzt. Sublimiert und entsublimiert zugleich.

Die zweite Dimension: Auslanderfeindlichkeit. Wir sehen einmal davon
ab, ob es nicht schon Oury Jallohs unterstellte ,,fremde* Herkunft gewesen
ist. Wenigstens eine der vier Frauen ist dadurch bewogen worden, die Poli-
zei einzuschalten. Das hatte spatestens der erkennenden 6. Strafkammer
zum recherchierenden Anlass werden mussen. Freilich: sie befand sich in
Dessau. Und Dessau ist von Sachsen-Anhalt umgeben. Das wiederum wird
von den Bundesrepublik eingemeindet. Wie eingangs schon festgestellt wor-
den ist, hat wahrend des Verfahrens in Sachen der angeklagten Polizeibeam-
ten S. und M. die bundesrepublikanisch allgemein, in Sachsen-Anhalt und
Dessau besonders verbreitete bundesdeutsche Auslénderfeindlichkeit pri-
mér die Rolle eines Versaumnisses bei Ermittlungen, Anklage und bei
Gericht gespielt. Uber die Liicken hinaus, die sich in der zur Schau gestell-
ten penetranten Indolenz der 6. Strafkammer spiegelte, sind Auslander-
feindlichkeiten an verschiedenen Stellen kurz aufgeblitzt. Sie wurden jedoch
nie zum Thema. Zwei Hinweise mdgen gentigen. Der erste betrifft ein Tele-
phonat des Dienstgruppenleiters S. mit Dr. Blodau, nachdem er von der
Anlieferungl Oury Jallohs durch die beiden Streifenpolizisten informiert
worden war.-

LAzt Ja, Blodau.
P: Guten Morgen Polizeirevier Dessau.



Arzt: Morgen.

P Wir brauchten dich mal.

Arzt: Was haste denn?

P: Na, eine Blutentnahme.

Arzt: Na, dann mach ich das, dann komm ich mit rum.
P: Ja, piekste mal nen Schwarzafrikaner.

Arzt: Ach du Scheilie.

P: Lachen.

Arzt: Da finde ich immer keine Vene bei den Dunkelh&utigen.
P: Na bring doch ne Spezialkantle mit.

Arzt: Mach ich, alles klar, bis gleich.

P: Ja, alles klar, Danke. Tschuss.

Arzt: Tschiss.” (Urteil, S. 7 1)

Beim zweiten Mal blitzte die Auslédnderfeindlichkeit sichttiefer. An einem
der ersten Verhandlungstage befragte der Vorsitzende Richter Steinhoff,
Mahmadou B., der mit Oury Jalloh zusammengelebt hat. Er war brigens
der einzige Zeuge, den das Gericht von Oury Jallohs Seite befragte. Welch
ein erneut als Licke schreiendes Versdaumnis! Oury Jalloh wurde nicht nur
von der Polizei, er wurde vom Gericht wie eine Unperson behandelt.
Obwohl wir selbst an diesem Tag dem Verfahren beiwohnten, also die Befra-
gung horten und denselben Eindruck notierten, geben wir Steinhoffs
,.Befragung” nach dem Bericht von Elliot Perkins wider. Elliot Perkins aus
Grol3britannien gehorte einer international zusammengesetzten Gruppe
von Beobachtern an, die den Prozess wéhrend des ersten Drittels begleitete.

,,Die zweite Gelegenheit, bei der der Richter seine Fassung verlor, war die,
als die Anklagevertreter und der dem Zeugen Mahmadou B. (ein Mitbe-
wohner Oury Jallohs) beigestellte Anwalt behaupteten, ,er manipuliere den
Zeugenl Der Richter unternahm mehrere Versuche, den Zeugen zu diskre-
ditieren, indem er unterstellte, dass dieser dem Gericht keine Informationen
Uber Oury Jalloh mitteilen wolle. Der Zeuge bekréftigte hingegen, dass er
nicht in der Lage sei, die geforderten Informationen zu liefern. In der Tat



war das Kreuzverhdr sehr aggressiv, und die Fragestrategie des Richters ver-
tat eine wertvolle Gelegenheit, mehr (ber Oury Jalloh als Person und den
weiteren sozialen Kontext, in dem er wie tausend andere lebten und noch
leben, zu erfahren. Aufgrund der gnadenlosen Druckausiibung des Richters
aufden Zeugen gewann man den Eindruck, dass dieser ,dicht machtelund
in der Folge war es den Anklagevertretern nicht moglich, Antworten aufihre
Fragen zu bekommen. Im Gegensatz dazu wurde ein Versuch- durch die
Anwadltin der Nebenklage, Regina Gotz, die Ausbildung und Qualifikatio-
nen des Angeklagten Sch. zu hinterfragen, von dem Richter eiligst unter-
bunden. Nicht uberraschend erhielt man so den Eindruck, dass eine genaue
Uberpriifung der vermeintlichen Alkohol- und Drogensucht des Opfers fiir
die Verhandlungen weitaus mehr z&hlte als eine Untersuchung des berufli-
chen und personlichen Hintergrundes des Angeklagten Sch. Die selektive
Befragung erdffnete Vorwirfen der Befangenheit des Gerichtes einen weiten
Raum.* (Dokument in unserem Archiv, d.Verf, Ubersetzung: www.initiati-
veouryjalloh).

Im Verfahren insgesamt bedriickte das von E. Perkins notierte ,,bias*, also
die Schlagseite des Gerichts, weniger durch die autoritére Befragungsmetho-
de des Richters. Er lieB8 nicht allein im zitierten Fall nur Antworten zu, die
seinem Vorurteil frommten. Die vorurteilsartige Fixierung des Gerichts
zeigte sich bis zum Ende im ,,systematischen Verschweigen rassistischer Poli-
zeigewalt in Deutschland®, in diesem Fall in Dessau (So mit gutem Grund
eine Gruppe, die Oury Jalloh und anderen Asyl-Suchenden verbunden ist
und ihre Sache zu der eigenen macht: The Voice Refugee Forum am 12.
November 2008).

Die feindliche Behandlung von .Auslédndern® in der Bundesrepublik -
von der selbst ansonsten gewiinschte und rasch mit Aufenthaltserlaubnissen
versehene schwarze FulRballer berichten - besitzt eine Fille von Aspekten.
Nur einige der zahllos alltdglichen wollen wir anspitzen. Der rechtlich ver-
kappte dicke Vorurteilsfaden zieht sich vom ersten Ausléndergesetz von
1965, nach dem Spinnmuster des nationalsozialistischen von 1938 (ber das
Auslandergesetz von 1991 bis zum Zuwanderungsgesetz von 2005. Hinzu-
kommt das kaiserreichliche Staatsbiirgerrecht von 1913, dessen deutschti-
melndes Blutsverlangen erst im Jahr 2000 ein wenig eingeschrankt worden
ist. Jahrzehntelang in der BRD lebenden Immigrantinnen und Immigran-
ten wurden politisch rudimentdre Rechte wie das, wahlen zu kénnen, ver-
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weigert. Sie waren und sind demokratisch und teilweise grundrechtlich aus-
gebirgert. Die noch hérteren Diskriminierungen des Asylrechts, seitdem
das urspriinglich nicht mit einem Rechtsvorbehalt versehene Grundrecht
auf Asylrecht (1949) Ende der 1970er Jahre vermehrt nachgefragt worden
ist, sind leidvoll. Seit 1982 gibt es wieder Lager in Deutschland, in die Men-
schen zwangsweise und rechtsvermindert gesammelt werden. Seitdem wird
wieder, ,,strikt rechtsstaatlich“, ,,abgeschoben. Nach einer von den (west-
deutschen ,Staatsparteienl(vgl. Art. 21 GG) mitinszenierten Gewaltwelle,
die Gber Asyl Suchende todbringend hinwegrollte, wurde zum 1 Juli 1993
das Grundrecht auf Asyl geschleift (nun Art. 16 a GG, ein Grundrecht der
arglistigen Tduschung). Auf das konnte die Bundesrepublik trotz seiner
praktischen Durchlécherung zuvor stolz sein. Wir verzichten auf eine men-
schenrechtlich nur peinigende Revue der Diskriminierungen in Formen des
Rechts, der Verwaltungsverordnungen und dergleichen. Wichtig ist es an
dieser Stelle, allein daraufaufmerksam zu machen, in welchem Mafie recht-
liche Regeln und Verwaltungsverordnungen verbreitete Vorurteile bestati-
gen, sie sich neu auskristallisieren lassen und eine politische Kultur befor-
dern und beleben, in der Immigrantinnen und Immigranten bestenfalls
Menschen zweiter Klasse sind. Das ist das Fundament dessen, was man
nicht leichtfertig als Rassismus bezeichnen muss. Umso mehr haut man auf
der NPD und ihrem garstigen Umkreis herum. Sie wurde aus dem SchoR
der etablierten Bundesrepublik und ihrer edlen Biirgerlichkeit geboren. Es
folgen einige Aspekte.

- Das am 3. Oktober 1990 mit der ,Alt- BRD*“und ihren 11 L&ndern ver-
bundene, seinerzeit so genannte Neu-Funf-Land, also die L&nder, die aus
der vormaligen DDR formiert worden sind, war und ist fur Immigrantin-
nen und Immigranten eine besondere ,,Gefahrenzone* (vgl. SZ-Magazin
Nr-39/2006). Diesen empirisch erwiesenen Verhalt der alltaglichen Vorur-
teile, die sich bis zur Gewalt gegen .Ausléander” und ihrer Ermordung stei-
gern, nicht einmal minimal beriicksichtigt zu haben, stellt das zentrale Ver-
sdumnis der Gerichts dar. Darum hat es hochstes Unrecht gesprochen, selbst
wenn eine Revision beachtlichen Erfolg haben sollte.

- Die wahrhaft gewaltbereite Auslédnderfeindlichkeit des bundesdeutschen
Ostens, die mit der offentlichkeitsscheuen Tradition der DDR zusammen-
hé&ngt, vor allem aber auf massive Mangel des sogenannten Vereinigungspro-
zesses und seine Folgen bis heute hinweist - vom ,,Dunkel am Ende des



Lichts* sprach unser soziologischer Kollege Claus Offe  erst diese Auslén-
derfeindlichkeit erhellt die Lebensbedingungen Oury Jallohs. Warum wehr-
te er sich so gegen polizeiliche Ein- und Ubergriffe. Die Auslanderfeindlich-
keit und insbesondere der Rassismus gegen Schwarze erhellt auch zu einem
guten Teil das ,,System der Fahrlassigkeiten* von Polizei, Staatsanwaltschaft
und schlieflich vom Gericht (und ebenso das vergleichsweise sparsame
offentliche Echo).

- Der auslanderfeindliche Kontext, seine Stabilitat wie seine anhaltende Sta-
bilisierung verstiinde man jedoch nicht, lie}e man sein oft kaum ,,sublime-
res* Pendant in den anderen 11 Bundeslandern und in der bundesdeutschen
Politik von Anbeginn und allgemein aufler acht (s.0.). Gar nicht geredet
werden soll von den bundesdeutsch mitgetragenen Aktivitaten rund um die
EU-Instanz ,,Frontex“ und die Ersaufungsmorde im Mittelmeer. Oder der
unséagliche Ausdruck ,,Illegale und seine Folgen, von den fortgesetzten
Lagern nicht zu reden. Sie gehen aufdie Kappe der EU und ihres mitftihren-
den Landes, der angeblich im 60. Jahr musterhaft demokratisch grundrecht-
lich geformten Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland.

- Einer der schlimmsten, aber am meisten kennzeichnenden Ausdriicke von
Auslénderfeindlichkeit, die in (fast) allen Institutionen ausgebritet und aus-
gelibt wird, besteht zum einen im mehr oder minder sublimen Rassismus.
Die NPD ist nur die hassliche Schaumkrone bundesdeutschen Heimatbiers.
Zum anderen kommt sie in der phantasielosen Achtlosigkeit zum Ausdruck
mit der mit Nicht-Deutschen umgegangen wird. Die Verfahren der Auslan-
derbehdrden als normalisierte Diskriminierung.

Will man das verstehen, was am 7. Januar 2005 in Dessau passiert ist und
warum es dort und so passierte, dann stehen viele angeblich grundrechtlich
aktiven und représentativ demokratischen Institutionen mit auf der nicht
im engeren Sinne strafjustiziellen Anklagebank.

In diesem Sinne erhalt Lisken/Dennigers Wort ,,Polizeiarbeit dient - wie
Justizgewdhrung - der Verwirklichung der Verfassung“ einen dusteren
Schatten. Ihn hatten die beiden linksliberalen Verfasser gewiss nicht im
Sinn. Sie missten ihn jedoch, kénnten sie noch, ihrem eigenen demokrati-
schen und auf die Grundrechte orientierten Verstandnis gemal? wahrneh-
men, informiert Uber den strukturellen Mord an Oury Jalloh und seinen
weiteren Kontext. Damit alles geschehe, diesen starken Schatten, dem nicht



allzu viel Licht entspricht, drastisch zu minimieren.

Kleine Nachschrift im April 2010
Von Dessau nach Magdeburg

Es geht weiter. Demnéchst vor der Kammer eines Magdeburger Schwurge-
richts (s. Vorwort). Der 4. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat den Revi-
sionen der Staatsanwaltschaft und der Nebenkl&ger stattgegeben. Dadurch
wird zwar das Urteil des Landgerichts Dessau-Rof3lau, wie es der BGH for-
muliert, ,,aufgehoben*. Also beseitigt. Das gerichtliche Spiel geht unter ver-
&nderten Bedingungen an einem anderen Ort in Sachsen-Anhalt weiter.
Urteil, Urteilsbegriindung und zum Urteil fuhrendes Verfahren des Landge-
richts Dessau-RoRlau werden jedoch auch aufbewahrt. Im Sinne der zwei-
ten Bedeutung von ,,aufheben”. ,,Aufheben* in seinem, zugleich im Beseiti-
gen steckenden zweiten Sinn, meint ebenso aufbewahren. Die Dialektik
steckt also in der Sprache und der in ihr enthaltenen Wahrnehmung der
ambivalenten Wirklichkeit.

Aufbewahrt wird das Urteil des Landgerichts mehrfach. Zum einen
demonstrierte es exemplarisch die Wirkungsweise des Dessauer Polizeikol-
lektivs in einem extremen, von ihm selbst geschaffenen Fall. Zum zweiten
entbarg es den Wahrheits- und Wirklichkeitssinn einer Behdrde und ihrer
Spitzenleute dort, wo es bei derselben zentral ankommt. Sie agiert - selbst
gewaltpotent - gewaltnah. Sie wirkt nah an der humanen Existenz, ihren
Bedingungen, Verletzungen und Verfehlungen. Darum zéhlen die Genauig-
keit der Identifikation eines Falls, mit dem sie befasst wird; die Sorgsamkeit,
in der sie mit den beteiligten Personen umgeht, gerade dann, wenn diese aus
irgendwelchen Griinden ,,ausrasten. Hinzu gesellt sich die Prazision, mit
der eigene Wahrnehmungen und Aktivitaten auf der Stelle und an der Stel-
le festgehalten werden. Das Gedachtnis aller Menschen ist eine ihrer wich-
tigsten und zugleich am meisten prekéren, rundum tauschungsoffenen
Fahigkeiten. Daraus resultiert die in polizeilicher Arbeitsteilung und
Zusammenarbeit gegebene Chance wechselseitiger Ergdnzung und Kontrol-
le gerade der Erinnerung. Mit diesen polizeieigenen Gaben ist verbunden
die Eignung der Behdrde, in ihren Professionals im Status der Ruhe, der
Aktion, der Erinnerung und der informationell miturteilenden Beteiligung
an Urteilsverfahren kompetent mitzuwirken. Gerichte sind vielfach ,,verlo-



ren“, wenn sie sich auf die an Taten und Ungliicksféllen berufsnotwendig
beteiligten Polizeien nicht ,verlassen* kénnen (die beiden in Anflihrungs-
zeichen gesetzten Verben sind aus dem Beamten-Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts von 1975 geborgt).

Zum dritten hat die Magdeburger Kammer 2010 eine geringere Chance
als das Dessauer Landgericht 2007/08, das herauszufinden, ,wie eigentlich
gewesen ist*. Sie wird auBerdem auf dessen Vor-Urteil ihrerseits agieren, und
sei es mit trefflicher Korrektur. Schlief3lich ist der Urteilshorizont des Mag-
deburger Gerichts ungleich dem Dessauer durch den BGH-Spruch dra-
stisch verengt worden.

Die Verengung der Magdeburger Perspektive durch den
BGH (und damit seiner Urteilsfahigkeit)

Einer der besten grundrechtlich wachsamen Journalisten mit juristischer
Vorbildung in Studium wie Praxis, Heribert Prantl von der Suddeutschen
Zeitung, Uberschlug sich fast in seinem Lob (vgl. seinen schon im Vorwort
apostrophierten Artikel nach dem Urteil des BGH am 7. Januar 2010). Mit
gutem Grund hob er noch einmal den Polizeiskandal in Dessau am 7. Janu-
ar 2005 hervor. ,,Ein Mensch ist in der Obhut der Polizei gestorben; sie ist
ohne jede Einschrankung verantwortlich fur das Leben ihres Haftlings - ob
es sich um einen volltrunkenen Gemeinderat handelt oder einen bekifften
Asylbewerber. Sie hat die Pflicht auf die Unversehrtheit des Menschen in
Polizeihaft zu achten. Diese Pflicht ist umso gréfer, wenn sie den Mann
gefesselt hat.”

Im folgenden Satz vollzieht Prantl einen Ebenenwechsel. Er betreibt ohne
jedes vermittelnde Zwischenglied die Arbeit der (scheinbar) unmittelbar
individualisierenden Zuspitzung. ,Der Polizeibeamte in Dessau hat diese
erhdhte Handlungspflicht missachtet. “(kursiv durch uns, d.Verf.) Uneinge-
schrankt zutreffend der anschlielende Satz, institutionell verstanden: ,,Dies
gilt auch dann, wenn der Mann in der Zelle seine Matratze selbst angezun-
det hat.“

Das Dessauer Landgericht wird in dem Kommentar pauschal aus dem
Verkehr gezogen. Ihm wird nur vorgeworfen, es habe angesichts der ,,Mauer
schwiemeliger Polizeiaussagen ,,kapituliert”. Und nun wird Prantl pathe-



tisch, indem er Hohlformeln auftlirmt. Der letzte Abschnitt seines Artikels
sei ohne Unterbrechung zitiert: ,,Es ware fatal, wenn der Rechtsstaat sich
resigniert ergabe. Es wére fatal, wenn er vorschnell sagen wirde, da kénne
man halt nichts machen. Am Fall Oury Jalloh darfsich nicht die Ohnmacht
des Rechts, es soll sich die Macht des Rechts zeigen - in der juristischen
Akribie, mit der die Justiz die Chronik eines schrecklichen Todes aufzukla-
ren versucht. Schon diese Akribie ist ein Signal an die Gesellschaft. Sie wirkt
spezial- und generalpraventiv. Es kann niemand mehr sagen, dass die Justiz
einen Skandal unter den Teppich kehrt. Im Gegenteil: sie hat den Teppich
weggezogen,; sie versucht Gefiihlskélte und Kaltschnduzigkeit juristisch zu
fassen. Das wird nun, fiinfJahre nach der Tat, nicht leichter. Aber der neue
Versuch verdient Respekt. Wo mdglich steht am Ende dieses Versuchs eine
Verurteilung zumindest wegen fahrlassiger Totung durch Unterlassung.*

Einverstanden? Man sollte doch wohl - angesichts so klarer Worte und
Werte?!

Das Urteil des BGH vom 7. Januar 2010

Zum ersten: Der schon verengte Ansatz von staatsanwaltlicher Anklage,
landgerichtlichem Verfahren und Urteil wird zusétzlich verengt. Nur inso-
fern wird das Urteil des Landgerichts vom 8. Dezember 2007 aufgehoben
1.S. von als unzureichend erklért. Allein der am 7. Januar 2005 zustandige
Polizeibeamte S. bleibt angeklagt. In der neuen gerichtlichen Uberpriifung
geht es allein um die todbringenden Minuten, nachdem gegen 12.00 Uhr
Oury Jalloh zum ersten Mal das Alarmsignal ausgelost hatte. Hatte S. inner-
halb der zur Rettung verbleibenden Minuten anders reagieren kdnnen, also
miissen? Diese entscheidenden Minuten sind erneut zu Gberprifen. Das
BGH stellt in der Begriindung seines Urteils tiberzeugend fest: ,,Das Land-
gericht hat dies aber nicht rechtsfehlerfrei verneint.” Gemeint ist ob nicht
durch ,sofortiges und sachgerechtes Eingreifen des Angeklagten mit an
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit* Oury Jallohs Tod héatte verhin-
dert werden kdnnen. Stattdessen stellt es fest und belegt die Feststellung im
Verlaufder folgenden Abschnitte: ,,Vielmehr erweist sich die Annahme, der
Angeklagte habe auch bei sofortiger Reaktion die Gewahrsamszelle nicht
erreichen kénnen, zugrunde liegende Beweiswiirdigung in mehrfacher Hin-
sicht als liickenhaft.“(BGH-Entscheidung, S. 8) Darum die Schlussfolge-



rung. ,,Die Frage der Kausalitdt zwischen dem Verhalten des Angeklagten
und dem Tod O. J. swird erneut zu (berprifen sein.” (ebenda, S. 12)

Zum zweiten: Nimmt man nicht wider alles Erwarten eine kollektive Wahr-
heitskehre der Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten an oder wenigstens
ihres hauptséchlich zustandigen und zwischen 11.00 Uhr und 12.30 Uhr
prasenten Kern kann die minutendichte Zeit mit ihren Verhaltensmessun-
gen von der Magdeburger Nachfolgekammer noch mehr als vom Dessauer
Vorgericht fast nur experimentell erfolgen. Durch nachgestellte Situationen,
nachgemachte Handlungen, Messungen des Nachgemachten, Expertenimi-
tationen und ihre sachverstdndigen Ansichten. Dieser Annahme entspre-
chen folgerichtig auch die Hinweise des BGH auf den Seiten 8 und folgen-
de. Die schon vom Landgericht ,,durchgefiihrten Rekonstruktionen® des
Matratzenlagers und seiner verschieden moglichen Entziindung durch den
gefesselten Oury Jalloh sind zu wiederholen. Ob nur Oury Jalloh derjenige
gewesen sein kdnne, der die Matratze zum Brennen brachte, wird nicht ein-
mal hypothetisch erwogen. Die Schnelligkeit des,Ansprechens des lonisati-
onsschalters® ist erneut zu testen. Brandsachverstdndige und Rechtsmedizi-
ner erneut zu Rate zu ziehen. Dagegen spricht nichts. Es verwunderte viel-
mehr, dass das Dessauer Landgericht sich in solchen, seinen eigenen Berich-
ten gemal nicht unstrittigen Verfahren und voraussetzungsreichen medizi-
nischen Aussagen so rasch auf urteilend zusammengezogene Expertenmei-
nungen verlassen hat. Dennoch bleibt der kaum eindeutig und klar auf-
kniipfbare Knoten, dass keine der Nachstellungen und keiner der Tests auch
nur im Sinne des Fallgesetzes im nicht luftleeren Raum ablaufen kénnen.
Die Wirkursache oder die eindeutig gekoppelten Wirkursachen sind auf
diese Weise nicht zu ermitteln. Der Wahrscheinlichkeit des Versagens von S.
kann ein Stiick ndher gekommen werden. Sie war allerdings schon zuvor
aufgrund der Handlungs- und Aussagenmenagerie vor dem Landgericht
nur von einem interessierten Gericht zu leugnen. Die Reduktion auf eine
simple Kausalitdat und damit eine eindeutige singulére Schuld dirfte nur fiir
diejenigen akzeptabel sein, die Indizienurteilen anhangen. Die Geschichte
der Rechtsirrtimer ist lang. Man denke nur an die Geschichte der Todes-
strafen und Fehlurteile in den USA.

Zum dritten: Der mdgliche, ja wahrscheinliche dolus kommt gerade in
Prantls insofern juristisch beschrdnktem Kommentar zum Ausdruck. Nicht
um eine beabsichtigte List handelt es sich, vielmehr um eine schon im juri-



stischen Studium eingepaukte methodologische, freilich fir die etablierte
Politik und ihre systemische Legitimation nutzliche (Selbst-)Tauschung.
Darum haben wir seinen letzten Absatz zitiert. Da ist emphatisch von
»Rechtsstaat” die Rede. Und das wie von einem - (berempirischen -
abstrakten Subjekt. Indem ein zweites Verfahren stattfindet, soll ,sich die
Macht des Rechts* (kursiv durch uns, d.Verf.) offenbaren. Abstrakten Sub-
jekts zweiter Auftritt auf ganzer Pathossohle. Gewiss, auch Prantl gesteht
abschlieBend ein, dass der erneut kreiBende Berg allenfalls einen Méause-
schwanz gebdren kdnnte. Aber er breitet schon vorweg den dicken Teppich
seines ,,Respekts” aus. Sprich, es geht darum, die hochgestellte Statue des
Rechtsstaats ohne Kratzer zu prasentieren. Was Oury Jalloh, seine Angeho-
rigen, seine Freunde, was wir alle um der einzelnen Menschen willen grund-
rechtlich Engagierte davon haben? Hauptsache, ,,der Rechtsstaat” hat nicht
Jresigniert. Argerlich argumentiert Prantl dort, und das miisste er besser
wissen, wenn er schlicht behauptet, besagte, im Verfahren nicht eingeltste
und im neuen nicht einzuldsende .Akribie* wirke an sich selber schon ,,spe-
zial- und generalpréaventiv.” Ein Rétsel bleibt aulerdem, wie nun ,,Gefihls-
kalte und Kaltschnduzigkeit juristisch* gefasst werden sollen. Wir werden’s
erleben.

Verurteilung eines Polizeibeamten oder der (Dessauer)
Polizei mit Folgen fir die einzelnen - verkurzte
abschlieende Reflexion

Eitel, Uber das, was in der Geschworenenkammer zu Magdeburg und
durch sie geschehen wird, zu spekulieren. Uns und anderen bleibt nur,
genau zu beobachten. Uns ist vor allem aufgetragen, unsere eigenen Aktivi-
taten im unabléssigen Mehrebenenkampfgegen Auslénderfeindlichkeit und
ihre dauernd verletzenden, nicht selten tddlichen Folgen fortzusetzen. Die-
sen Kampf kdnnten Gerichte erleichtern. Sie kdnnten ihn unterstutzen.
Und manche haben das auch mit dem einen oder anderen Urteil getan. Sie
koénnen uns aber denselben nicht abnehmen.

Wir sind kein Schutzbund fur den angeklagten S. Auch seine Integritat
und sonstigen Menschenrechte achten wir selbstverstandlich und traten fur
sie ein, séhen wir sie gefahrdet. Er hat zweifelsohne Schuld aufsich geladen.
In diesem Sinne kdnnte er, sollte es besser, stringenter bewiesen werden kon-



nen, auch strafjustiziell verurteilt werden. Wir ndhmen ein solches Urteil
hin, wucherten argumentativ mit ihm, wenn sich seine Begriindungen men-
schenrechtlich dafiir eigneten. Vor allem wenn Oury Jallohs Integritat und
seine darin begriindete Ehre hinterher ein wenig fur seine Angehdrigen,
seine Freunde und uns wiederhergestellt wirden.

Kein aufeinen einzelnen Polizeibeamten beschranktes Urteil wére jedoch
gerecht, das den Geschehnissen am 7. Januar 2005 in Dessau gilt. Es stellte
eine schreckliche Vereinfachung dar. Es trafe die Geschehnisse nicht, nicht
die Kette aus Diskriminierungen und Zwangsakten, die sich seit dem Mor-
gen des 7. Januar 2005 bis zum Mittag und dem Brand in der Lebens-, dann
Todesfalle hinzogen. Es tréfe die Vorgeschichte Oury Jallohs in Dessau-
Roflau nicht. Sie kann wiederum nur im Kontext der skizzierten Auslander-
feindlichkeit verstanden werden.

Die Polizei als Kollektiv bestrafen zu wollen, wére nichts als eine, sei's
kindlich verzerrte, sei's pervers getrdumte Repressionsphantasie. Man alb-
traumte sie schlimmer als alles, was jedenfalls in der BRD bis heute denkbar
war. Wohl aber kdnnte von Dessau aus der Urteilsruf an zwei Adressaten
erfolgen. Dann wére penibel und genau erkenntlich die ,,normale* Strafge-
richtsbarkeit zu transzendieren, unzureichend wie sie auch anderwarts ist.
Der Urteilsrufware zu richten an die Polizei, an alle Polizeibeamtinnen und
Polizeibeamten, die am Todesgetriebe irgend mitgewirkt haben. Sie wéren
zur materiellen Entsch&digung zu verpflichten. An die Gesetzgeber in Sach-
sen-Anhalt und des Bundes ginge die nachdrtickliche Empfehlung, samtli-
che Auslénder betreffende Gesetze zu revidieren. Dazu sollte eine zeitbe-
grenzte offentliche Debatte vorweg darlber stattfinden. Erst dann erhielte
der staatsabstrakte und gewaltfundierte ,,Rechtsstaat” wenigstens einen
demokratischen Hauch. Allein diese vergleichsweise ,,leichten” Aufgaben,
hétten einen ganzen demokratischen Burgerrechtsschwanz von Folgen.
Dann kénnte die Bundesrepublik Deutschland nach vielen Jahren und gro-
Ren Anstrengungen nicht frei, aber freier von Vorurteilen werden. Politi-
scher Wettbewerb um Positionen wiirde sachlich hérter, aber in propagier-
ten Vorurteilen leiser. Sie lebten nur bei marginalen Parteien fort.

Anmerkungen:

AWir danken Gundi Narr-Lindner fir anregende Korrekturen aller Art.
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A Einer von uns, W.-D. Narr, war als Mitglied einer nur anfanglich in Erschei-
nung tretenden, international zusammengesetzten Beobachtergruppe angeheu-
ert worden. Er hat vor allem zu Beginn und gegen Ende an etwa einem Duzend
der Verhandlungstage teilgenommen. Die Eindriicke, die eine durch das polizei-
lich-gerichtliche Arrangement beschrankte teilnehmende Beobachtung, als
bewahrte ethnologische Methode, vermitteln kann, sind nicht zu (iberschétzen
und als .spontane Impressionenlkritisch zu relativieren. Zusammen mit zahlrei-
chen Gespréchen, Beobachtungen und Recherchen zum und tber den Kontext
der Stadt Dessau in Sachsen-Anhalt und in der BRD und der Lektiire aller
erhaltlichen schriftlichen Einlassungen begonnen mit der Anklageschrift sind sie
jedoch, um ein verschieden genaues Gesamtbild eines Verfahrens und seiner
Beteiligten zu erhalten, von nicht zu dber-, auch nicht zu unterschatzendem
Wert. Vorausgesetzt freilich in jedem Detail, dass die Verlasslichkeit der Infor-
mationen, einschliefflich der eigenen Beobachtungen gepriift wird. Fast noch
wichtiger ist, dass die Annahmen und die Beziige der eigenen (oder fremden)
Interpretation der Informationen, auch in ihrer mitschaffenden Kraft dauernd
erneut in Frage gestellt werden. Details werden erst in der Analyse der gesamten
.Gestalt* sichtbar und sind in ihrem Stellenwert einzuschétzen. Die gesamte
.Gestalt*, um die Metapher zu wiederholen, gewinnt nur dann den Status der
Wahrscheinlichkeit, ja zeigt Elemente der zeit- und kontextbezogenen Wahr-
heit, wenn sich die Details punktuell und insgesamt als stimmig erweisen.

" vgl. den in diesem Falle leeren Hymniker Heribert Prantl, Die Macht der juri-
stischen Akribie. Der Fall Ouryjalloh: Der Bundesgerichtshofverdient Respekt
fur die Aufhebung des Freispruchs in: Stiddeutsche Zeitung vom 8.1.2010

5Vgl. zur Schilderung der Urteilsverkiindung den Kommentar von Hans Holz-
haider, Ein Skandal, aber kein Mord. Freispruch fiir den angeklagten Polizisten:
Der Tod des Asylbewerbers Oury Jalloh hat auch mit der Kaltschnduzigkeit im
Polizeialltag zu tun. unter:
www.sueddeutsche.de/panorama/75/450792/text/print.html.
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Dringende Bitte an die
Burgerinnen und Burger von Dessau-Rol3lau;

insbesondere an die Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten
dort

- und an alle Burgerinnen und Burger in Sachsen-Anhalt und
der Bundesrepublik Deutschland -

Am 7. Januar 2005 ist Oury Jalloh, aus Sierra Leone, wohnhaft in Dessau-
Roflau, im Feuer der Zelle 5 im Gewahrsam der Polizei erstickt. Das Straf-
gerichtsverfahren vor dem Landgericht Dessau-RoBlau in den Jahren
2007/08 endete mit einem Freispruch mangels Beweisen. Kein einzelner
Polizeibeamter wurde von der 6. grofRen Strafkammer als direkt kausal am
Tod Oury Jallohs erkannt. Wohl aber wurde - einschlieBlich der VVorkeh-
rungen im Gewahrsamstrakt - eine Kette von Méangeln und Fehlern aller
Polizeibeamten festgestellt, die an diesem Tod bringenden Januartag mit
Oury Jalloh zu tun hatten.

Das Schicksal Oury Jallohs ist besonders. Aber es steht in einem allgemei-
nen Zusammenhang. Derselbe ist wesentlich mitgeprégt durch Missach-
tung und Diskriminierung von Ausléndern, ja gewaltbereiter Feindlichkeit.
Zahlreiche Vorgénge in Dessau-RoRlau, in Sachsen-Anhalt, in der Bundes-
republik Deutschland zeugen davon.

Wir haben das Verfahren vor dem Landgericht mit anderen beobachtet,
beschrieben und unter der Perspektive der Grund- und Menschenrechte
analysiert. Unabhangig davon, dass es nach einem Urteil des BGH im Janu-
ar 2010 mit einem neuen Verfahren in Magdeburg weitergeht, muss von
Dessau-Roflau, von uns allen ein Zeichen gesetzt werden. Wir sind tber-
zeugt, dass wir alle, insbesondere aber die Bewohnerinnen und Bewohner
der Stadt Dessau-RoRBlau und am meisten die Polizei und ihre Beamtinnen
und Beamten mitschuldig daran sind, dass Leben Oury Jallohs und polizei-
liches Handeln toédlich endeten. Darum ist es an uns allen, ein Zeichen in
Dessau-Roflau zu setzen, das Uber die Stadt hinausweist. Es kann den pro-
duzierten Tod nicht ungeschehen machen. Aber es kann belegen, dass die



Burgerinnen und Biirger von Dessau-Rol3lau, dass insbesondere die Polizei-
beamten lern- und das heift zu aktiver Reue fahig sind. Das gilt auch fur
die, die meinen an ihrer Unschuld kénne kein Haar gekriimmt werden.

Darum haben wir einen Fonds Oury Jalloh eingerichtet. Er soll seinen
Angehdrigen und seinen Freundinnen und Freunden vor allem aus afrikani-
schen Landern zu gute kommen.

Wir ersuchen und bitten Sie instandig, sich durch Spenden, einmal oder
aufabsehbare Zeit an diesem Fonds finanziell und namentlich zu beteiligen.
Wir werden Ihnen tber diesen Fonds binnen eines Vierteljahres in der Pres-
se berichten. Wie sich versteht, wiirde alljahrlich Gber die Mittel und deren
Verbleib genau abgerechnet.

Wir bedanken uns und bleiben mit menschenrechtlichen GriRen im
Gedenken an Oury Jalloh.

,,Oury Jalloh Fonds*

Kontakt: Komitee fiir Grundrechte und Demokratie
Aquinostr. 7-11 | 50670 Kdln
Telefon: 0221-972 69 30 | eMail: info@grundrechtekomitee.de

Bankverbindung: Postbank Frankfurt | BLZ 500 100 60
Konto Nr. 39 18 81-600
(Stichwort, bitte angeben: Oury-Jalloh-Fonds)
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Veroffentlichungen zum Thema (Auswabhl):

» Komitee fur Grundrechte und Demokratie (Hrsg.), Jenseits
der Menschenrechte - Die europdaische Fluchtlings- und
Migrationspolitik. Jahrbuch 2009. (Westfalisches Dampfboot)
Preis: 19,90 €

» Komitee fur Grundrechte und Demokratie (Hrsg.), 15 Jahre
ohne Grundrecht auf Asyl. Wider die Gewdhnung an die Ent-
wurdigung und Entrechtung von Menschen. (Blrgerinnen- und
Bilrgerinformation), Koln 2008. Preis: 1,-€

* Komitee fur Grundrechte und Demokratie (Hrsg.), Auslan-
derfeindlichkeit in Deutschland - Wir alle sind gemeint, Koln
1992. Preis: 3,-€

» Komitee fur Grundrechte und Demokratie (Hrsg.), Ziviler
Ungehorsam fur Asylrecht, Koln 1996. Preis: 3,-€

* Komitee fur Grundrechte und Demokratie (Hrsg.), Haftbe-
dingungen in der Bundesrepublik Deutschland. Dokumentation
einer Offentlichen Anhérung zu Gefangnispolitik und Knastall-
tag, Koln 2009. Preis 8,-€

Alle Titel sind Uber das Sekretariat des Grundrechtekomitees
(Anschrift siehe Impressum) zu erhalten.

Interessierte an einer Arbeitsgruppe ,Flucht und Migration® im
Komitee fiur Grundrechte und Demokratie kbnnen Kontakt
Uber das Sekretariat aufnehmen.



Am 7. Januar 2005 verbrannte Oury Jalloh, ein schwarzer Asylsuchen-
der, an Héanden und FiRen gefesselt, bei lebendigem Leib in einer
Gewahrsamszelle der Dessauer Polizei. Er befand sich vollstdndig in
deren Gewalt. Zwei der an der Ingewahrsamnahme beteiligten Polizisten
wurden angeklagt und freigesprochen. Der BGH hob das Urteil gegen
einen der Polizisten auf. Ein neues Verfahren steht nun in Magdeburg
an. Die Analyse des ersten Prozesses vor dem Landgereicht Dessau-RoR-
lau deckt die Beschrénktheit des individualisierenden Strafverfahrens
und seine unzulanglichen Wahrheitskonstruktionen auf. Die Institution
Polizei als Organisation gerat derart Gberhaupt nicht in den Blick.
Gerichtlich konsequent ausgeblendet wurde zudem der gesellschaftliche
und politische Kontext, in dem die menschenrechtswidrigen polizeili-
chen Zwangshandlungen stattfanden, denen Oury Jalloh von seiner
Festnahme an bis zu seinem Tod unterworfen war. Die Prozessanalyse
kommt zu dem Schluss, dass von einem ,,strukturellen Mord* der Des-
sauer Polizei gesprochen werden muss.

1 Komitee fur Grundrechte und Demokratie e.V.
Aquinostr. 7-11
Telefon: 0221 / 972 69 -30 - Fax: 0221 / 972 69 -31

info@grundrechtekomitee.de

Spendenkonto: Konto.Nr. 8 024 618
Volksbank Odenwald - BLZ 508 635 13
Spenden sind steuerlich absetzbar.
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Preis: 5,- Euro Demokratie e.V.
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